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Deutſchland, Polen und der Oſtpakt. 
Nachdem Frankreich im November v. J. feine Oſtpaktnote hat, dürften auch für den Außen mini ter 


nach Warſchau geſchickt hatte, ſchienen hinſichtlich des weiteren 


Ausbaus der deutſch-polniſchen Beziehungen einige Sweifel an der 
Seftigkeit der polniſchen Haltung gegenüber Frankreich einſtellen zu 
wollen. Aber Oberſt Bec, der fid) in dieſer Angelegenheit ſchon 


vorher als ein geſchickter Verzögerungstaktiker erwieſen hatte, fuhr 
auch jetzt noch fort, die franzöſiſche Ungeduld auf eine harte Probe zu 
ſtellen. Er ließ auf ſich warten. Er beobachtete, was zwiſchen Rom 
und Paris geſpielt wurde und reiſte kurz nach der Jahreswende 
nach Schweden. Dann fuhr er nach Senf, erkältete ſich unterwegs. 
war für einige Seit nicht zu ſprechen, und erſt als auch dieſe Unpäßlich— 
keit überwunden war, kam es zu der feit Monaten mit Spannung er— 
warteten Ausſprache mit dem franzöfiſchen Außen- 
miniſter Laval. Deren Ergebnis glaubte eine Pariſer Seitung, 
„Le Jour“, in folgenden Worten zuſammenfaſſen zu können: „Polen 
bat offen bekannt, daß ſein Beitritt zum Oftpakt 
vom Beitritt Deutſchlands zu dieſem Pakte ab- 
hängig ſei. Der polniſche Außenminiſter hat Laval 
zu oerſtehen geben, daß Polen ſich DHeutſchland 
gegenüber verpflichtet babe, ohne das Deutſche 
Reich keine mehrſeitigen Pakte zu unterzeichnen.“ 
Es iſt nicht ſicher, ob dieſe Darſtellung zutrifft. Doch wird man ihr 
einige Wahrſcheinlichkeit nicht abſprechen können. Sicher iſt jedenfalls, 
daß Oberſt Beck, der hinter ſich die Autorität des Marſchalls weiß, 
ſtärkere Nerven als Jein franzöſiſcher Kollege beſitzt, der niemals wiſſen 
kann, ob in der franzöſiſchen Politik morgen die Parlamentarier oder 
die Srontkämpfer oder irgendwelche anderen Kräfte maßgebend find. 
Es hat daher wohl auch keinen jonderlichen Eindruck auf ihn gemacht. 
wenn im „Scho de Paris“ der empörte Pertinax hinter ihm hergedroht 
bat: „Sehen die Polen denn nicht, daß das framöſiſch-polniſche Bünd— 
nis und das polniſch-rumäniſche Bündnis erſchüttert ſind! Sehen 
fie nicht ihre Jolie rung an der Seite Deutſchlands 
und Ungarns!“ Nun, vielleicht iit es heute ſchon Jo, daß ein 
Staatsmann es vorzieht, jich lieber „an der Seite ODeutſchlands iſolieren“ 
zu laffen, als mit einem Ring durch die Naſe hinter der franzöſiſchen 
‚Politik berzutrotten. Auch dürfte der gegenwärtige Zeitpunkt, in dem 
Moskau und Rom als die beiten Triimpfe im franzöſiſchen Kartenſpiel 
gelten, wohl wenig geeignet Jein, das Bündnis mit Frankreich zu 
reparieren. Polen hat die franzöſiſch-ruſſiſche Annäbe- 
rung von jeher mit Mißtrauen verfolgt. Es it ihm nicht gelungen, 
lie zu verhindern. Wenn es in Europa nicht politiſch kaltgeſtellt werden 
oder Srankreich gegenüber jede Eigenwilligkeit ſeiner Außenpolitik 
preisgeben will, dann bleibt ihm jetzt auch nichts anderes übrig, als 
ee don Frankreich geſchaffenen Lage die logiſchen Folgerungen 
zu ziehen. 

Die polniſche Außenpolitik ijt in letzter Seit nicht müßig gewefen. 
Von der franzöliſchen Preſſe ijt während der römischen Verhandlungen 
gegen Polen der Vorwurf erhoben worden, daß es 
beftrebt fei, eine Einigung zwiſchen Frankreich und 
Italien in der Donaufraae zu hintertreiben. Mög- 
lich, daß die argwöhniſche Pariſer Preſſe hier recht hat. Denn Polen 
hat ſicherlich wenig Intereſſe daran, daß ſich die politiſchen Verhältniſſe 
im Südoſten durch das Eingreifen einer Mächtegruppe verſteifen. zu 
der es ſelbſt nicht gehört. Es hat keinen Grund, ſich dort ohne weiteres 
ausschalten zu laffen und gegebenenfalls gar eine Konſtellation hin— 
zunehmen. die geeignet ift, das befreundete Ungarn zu ſchwächen, die 
nicht befreundete Cſchechei aber zu ſtärken. Offiziell handelte es ſich 
bei der Beckſchen Schwedenreiſe um einen privaten Beſuch. 
Aber wie das fo ift: die Geſpräche, die der Privatmann geführt 


at, d en 2 nicht gleichgültig ſein. 
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bat, Polen in einen engeren Kontakt mit den nor- 
diſchen Staaten zu dringen, zunächſt wohl auf wirtſchaft⸗ 
lichem Gebiet. Es iſt aber denkbar, daß Jich dieſe nordiſche Sühlung- 
nahme auch auf politiſche Sragen erſtreckt hat. Vielleicht daß ſich die 
polnischen Pläne in bezug auf die baltiſchen Staaten, die ſeit dem 
Abſchluß des Nigaer Paktes nicht mehr ſo recht gedeihen wollen, durch 
ein ſchwediſch-polniſches Ouſammenſpiel wieder in Fluß bringen laffen 

Oeutſchland hätte an ſich nichts dagegen, wenn Schweden ſich etwas 
aktiver in die Spannungen und Strömungen einſchalten wollte, die rings 
um die Oſtſee beſtehen. ' = 


Me a a z wichen 
batten ſich, feit dem Abſchluß des Nichtangriffspaktes i i 
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eine nicht unbeträchtliche Anderung ein. Sunächſt platten die Intereſſen 
der beiden Staaten im Baltikum aufeinander; und dann leitete 
dit win ow ſeine diplomatiſche Offenſide für die 
mit Barthou zuſammen ausgebrütete Idee des Olt- 
paktes ein. Rußland beging Polen gegenüber denjelben pſucholo— 
giſchen Sehler wie Srankreich, Es drückte auf Polen, um es zu einer 
politiſchen Kombination zu zwingen, die dieſen nicht nur keine Vorteile 
bietet, ſondern auch eine ganze Reihe höchſt unerfreulicher Ausſichten 
eröffnet, Dabei ging Moskau .ebenfo wie Paris immer mehr dazu 
über, Polen in ſeinen politiſchen Kalkulationen zu überſpringen. Für 
polen ergab ſich daraus die Notwendigkeit, ſich gegen dieſe offenficht- 
liche Mißachtung ſeiner Intereſſen und gegen die Herabwürdigung 
ſeiner internationalen Poſition bei einem geeigneten Partner eine 
gewiſſe Rückendeckung zu Schaffen. Daß ein folcher Verſuch unter- 
nommen worden iſt, ließ ſich aus der Moskauer Preſſe entnehmen, die 
ſich mit zunehmender Verärgerung über die Beziehungen 
swilfchen Ja pan und Polen beklagte. Nun weiß man ja 
allerdings, daß die ſowjetruſſiſche Preſſe in außenpolitiſchen Fragen zu 
nervöſen Übertreibungen neigt und daß ſie vereinzelte Außerungen, wie 
erwa bie von Srüonikkl: Polen iſt an einem Siege Japans über Ruh- 
land direkt intereſſiert“, ſchon für eine akute Bedrohung der ruſſiſchen 
Sicherheit hält. Immerhin läßt ſich feſtſtellen, daß die Japaner für die 
Entwicklung der polniſchen Wehrmacht ein gewilfes Intereſſe bekunden 
und daß auf der anderen Seite die Polen mit Aufmerkſamkeit die 
möolichen Aickwirkungen der fernöſtlichen Ereigniſſe auf ihre eigene 
öſtliche Poſition unterſuchen. Und es ift klar, daß dieſe Neiqung ſich 
in dem Maße verſtärken muß, in dem man in Warſchau Grund zu 
baben glaubt, mit der Moskauer Einjtellung zu Dolen und mit den 
vitwinowſchen Eingriffen in das europäiſche Getriebe überhaupt un- 
zufrieden zu ſein. Solange Rußland feine Aufgaben in Aſien ſucht, wird 
es mit Polen keine Neibungen geben. Ein R ußland abe r. das 
mit Srankreich zufſammen europäiſche Politik 


regen. 


Polen und Rußlaud 


Und wenn fich die Stranjkis und Koſkowſkis auf den Ko 
wollten: Der ſtärkſte e der le 
Politik ift beute Deutſch lan d. Mit einer ſolchen Jahres- 
bilanz des Paktes vom 26. Januar 1934 brauchen die Polen nicht un- 
jufrieden ſein. Der Führer hat den Willen zur Fortführung der 
mit dieſem Pakt eingeleiteten Politik in dem Interview, das er dem 
Berliner Vertreter der „Gazeta Polska“, Smoaorzewfki, am Jahrestag 
des Paktabſchluſſes gewährt hat. in eindeutiger Weiſe bekundet. 

Dr. Krodel. 
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Ein unmögliches Buch. 


Im vergangenen Jahre erſchien in Polen unter dem Titel „Hinter 
dem nördlichen Grenzgürtel, Oſtpreußen“ („Sa pol- 
nocnym kordonem. Prujy Vſchodnie“), ein Buch, das es wert ift, der 
deutſchen Öffentlichkeit und der — polniſchen Regierung zur Lektüre 
empfohlen zu werden. Die einzelnen Kapitel wurden zwar ſchon in den 
Jahren 1932 und 1933, hauptſächlich für den „Kurier Warszamfki“, ge- 
ſchrieben. In Buchform aber wurde das Ganze erſt nach dem Ab- 
ſchluß des deutſch-polniſchen Paktes der Öffentlichkeit 
übergeben, und zwar durch eine Reihe von Zujäten und ein zuſammen— 
faſſendes Kapitel ergänzt. Der Verfaſſer, Jendrej Sier tuch, 
Jagt im Vorwort über fich ſelbſt, daß er von 1927 bis 1931 als 
Referent für Oſtpreußen im polniſchen Außen- 
minifterium und von Januar 1931 bis Mai 1932 als 
Beamter des polnifben Konſulatsdienſtes in Oft- 
preußen gearbeitet habe. Es ijt alfo nicht ein K-beliebiger Mann, 
der hier ſpricht, und man darf wohl auch annehmen, daß die aggreſſive 
Haltung, die er Deutſchland gegenüber in bezug auf Oſtpreußen ein— 
nimmt, mit feiner früheren amtlichen Tätigkeit im polniſchen außen— 
politiſchen Dienſt in einem recht engen urſächlichen Zusammenhang ſteht. 
Das Buch unterſcheidet fich in feiner deutſchfeindlichen Cinſtellung in 
keiner Weiſe von anderen Erzeugniſſen der polniſchen Oſtpreußen— 
literatur, wie etwa dem Buche Srokowſkis. 


Man braucht, um den Geift der Giertuchſchen Schrift zu erfaſſen, nur 
einen Blick in die drei Kapitel zu werfen, in denen er ſich mit dem 
Preußentum auseinanderzuſetzen, deſſen Weſen biologiſch und bilto- 
riſch zu erklären verfucht. Preußentum, das ift für ihn alles, was ihm 
als Polen widerwärtig und minderwertig, feindlich und gefährlich, fremd 
und unbegreiflich erſcheint. Schon die Landſchaft entbehrt für ihn „jeg— 
licher Anmut“. „Seradezu düſter“ ift fie für feine Augen „die au 
die lateiniſche Sonne gewöhnt find“. Und „barbarifch“ kommt fie 
ihm vor. Hier — jagt er — habe fich am reinſten „der räuberiſche 
Geiſt“ erhalten, wie er ſich in den ſogenannten Teilungen Polens offen- 
bart haben foll, jener „indie Coga philoſophiſcher Gered- 
tigkeit gekleidete Geiſt der räuberiſchen Gewalt“, 
der .. . „nach der Beute zittert“ und „geradezu im Blute 
der Einwohner dieſes räuberiſchen Gebietes enthalten 
ijt, eines Räuberneſtes das auf unterjochtem Gebiete 
entſtand und im Lauf der Jahrhunderte fich Mitteleuropa und vorüber— 
gehend fogar das ohnmächtige große polniſche Volk unterwarf“. Neben 
der „Naubgier“ ift es der „Kaſtengeiſt“, der die „an die lateiniſche 
Sonne“ gewöhnten Augen beleidigt: „dieſe geiſtige Abgeſchiedenheit, die 
nichts gemein hat mit dem ſonnigen Weſen des rheiniſchen Landes und 
mit der klaſſiſchen Weite des Goetheſchen Geiltes“, . .. „dieſſes 3u- 
ſammenſchmieden donſteinharten Köpfen. diefe Kur 
ſichtigkeit, die das Ende der Naſenichtſieht, . . . diefe 
provinzielle Aufgeblafenbeit und Einbildung 
dieſer bewundernswerte Mangel an Perfönlichkeit 
und geiſtiger Selbſtändigkeit ...“ Was will man noch 
mehr? 

Jeder Pole, Jo fährt Gieriuch nach dieſer, erſchöpfenden“ Charak- 
teriſierung des Preußentums fort, habe inſtinktiv das Gefühl 
der kulturellen Überlegenheit über den Preußen. 
Er könne fich dieſes Gefühls, dem Preußen raſſiſch, politiſch und kulturell 
überlegen zu fein, nicht erwehren. Und man müffe nach Oſtpreußen fahren, 
um fih von der Berechtigung dieſes Gefühles ju überzeugen. Giertych 
verfolgt dieſelbe Methode, die in der Regel auch von den anderen pol- 
niſchen Propagandaliteraten angewandt wird: Er ſagt Deutſchland 
ein paar liebenswürdige Worte, um umſo ausgiebiger über Preußen 
zu ſchimpfen. Preußen ſteht für ihn gleichſam außerhalb jeder europäifchen 
Bindung: „Das deutſche Eindringen brachte eine gewaltige Menge von 
Seſtungsmauern und feſtungsähnlichen Kirchen mit ſich; es brachte aber 
keine das Leben befruchtenden Elemente ins Land... 
Alle Verbindungen mit Rom als der Quelle jeder europäiſchen Kultur 
und alle Verbindungen mit den Kulturzentren zweiter Ordnung, dem 
Deutſchen Reiche und Polen, wurden zerriſſen. . . Der Pole, der Oft- 
preußen befucht, hat mitunter denſelben Eindruck, den er erhielt, wenn er 
vor dem Moskauer Kreml ftand, den Eindruck, etwas unzweifelhaft 
Originelles vor ſich zu haben, das Merkmale einer eigenen Größe enthält. 
von den Quellen unferer Sivilifation aber febr weit 
entfernt ijt bedeutend unter ibr ſteht und in feiner 
primitiven Originalität barbariſch wirkt.“ 

Giertych verwendet noch ein drittes Kapitel ſeines Buches darauf, das 
Weſen des Preußentums zu „erklären“. Er jagt dort u. a.: „Der fo 
“häufig gerühmte organifatorifche preußiſche Seift ift in Wahrheit 
nichts anderes als der Ausdruck eines dbiehiſchen 
Inſtinktes von Menſchen, die noch nicht zu Indivi- 
dual iſten herangereiſt find. Es unterliegt keinem Sweifel, 
daß die Preußen ein kulturell noch febr primitives 
und unfertiges Menſchenmaterial ſind, das beſtimmt bei 
der erſten Probe verſagt ... Vergleicht man“, jo fährt Giertych dann 
fort, „mit einem Durchſchnittspreußen auch nur einen unferer nicht leſen 
und ſchreiben könnenden polniſchen Bauern, dann wird man unbedingt fejt- 
ſtellen müſſen, wieviel inneres Gleichgewicht, ſtarke Nerven, unerſchütter⸗ 
liche Rube und Selbſtſicherheit (alles Zeichen einer alten Kultur, einer 
mehrhundertjährigen geistigen Erziehung, die fich inftinktiv vererbte) 
dieſer Bauer und Analphabet dem Preußen gegenüber voraus bat...“ 


Es hat wenig Sweck, ſich mit einer ſolchen Anhäufung von Ber- 
dächtigungen und Schimpfereien, die vermutlich auch eine Außerung 
einer „inſtinktib vererbten geiſtigen Kulturhöhe“ find, auseinanderzu- 
ſetzen. Aber es ift nützlich, davon zu wiſſen. Im übrigen genügt es, 
dieſem Weſen, an dem SGiertuch ſeine verſchiedenen Komplexe 
abreagiert und das er mit dem Namen „Preußen“ belegt, ein Urteil 
ſeines Landsmannes Kajimir Smogor ze w K i entgegenzuſtellen. 
das dieſer vor kurzem in der „Gazeta Polſka“ über Preußen gefällt 
bat: „Das preußiſche Sdeal — das ilt vor allem ein 
opferbereiter Patriotismus, ſoldatiſcher Geiſt, 
ſoziale Solidarität und eine gute und ehrenhafte 
Staatsverwaltung.“ 

Der Haßgeſang gegen Preußen ift für Giertych nur „ſchmückendes 
Beiwerk“. Der eigentliche Sweck feines Buches iſt die Ber- 
tretung der Anſprüche, die gewiſſe Kreiſe in Polen 
auf das deutſche Oſtpreußen glauben geltend 
machen zu dürfen, und die Darſtellung der Anſatz⸗ 
punkte, die fih dem polniſchen Cxpanſionsdrange 
„hinter dem nördlichen Grenzgürtel“ bieten. Es ijt hier nicht möglich, 
alle „Argumente“, die Giertych in feinem über 230 Seiten umfaſſenden 
Buche anführt, eingehend zu ſchildern. Nur einige der von ihm be⸗ 
ſonders hervorgehobenen Anſatzpunkte der polniſchen Arbeit in Oft- 
preußen feien erwähnt. Allenſtein, das er als „die Hauptſtadt 
der oſtpreußiſchen Polen“ bezeichnet, erſcheint ihm als „eine Stadt mit 
unklarem Ausdruck, ſcheinbar germaniſch, preußiſch in ihrem Deutjch- 
tum, unerſchütterlich in ihrem innerſten Weſen, aber durchſetzt mit 
einem heute erſtickten, auf die unterſte Stufe herabgedrückten polniſchen 
Volkstum, das ſich in ſtrenger Sucht hält und lebt“. Er hält es für 
notwendig, das in dieſer Stadt lebende, „ſichtbare und unterirdiſche (?)“ 
Polentum räumlich zu konzentrieren, alle polniſchen Einrichtungen der 
Stadt, die Volksbank, das Polniſche Haus, die „Gazeta Olſztynſka“, 
die polniſche Schule, das polniſche Konſulat uſw., ſowie die heute über 
die ganze Stadt zerſtreut wohnenden Polen in einem Stadtteil 
(an der Warſchauer Straße) räumlich zuſammenzufaſſen, 
um den einzelnen in der Geſchloſſenheit ein größeres völkiſches Kraft— 
gefühl und den zu den Markttagen in die Stadt kommenden polniſchen 
Bauern der umliegenden ermländiſchen Dörfer das Bewußtſein eines 
ſtärkeren nationalen Nückhaltes zu geben. „Die Errichtung von 
Stützpunkten in den Städten ift die wichtigſte Auf 
gabe der polniſchen Aktion, da ſich ohne ſtädtiſches Leben 
und ohne ſtädtiſche Volksſchichten ein nationales Leben nicht zu ent— 
falten vermag.“ 

Große Hoffnungen ſetzt Giertuch auf das „Marienburger 
Gebiet“, von dem er behauptet, daß es fich „vom eigentlichen Polen 
nicht unterſcheide“] Es fei ein „Land der Schlachta“. Polniſche Schlöſſer 
und Gutshöfe gäben dieſem Land „ein tupiſch polniſches Geſicht“. Wie 
bier, fo ſcheint ihm auch in Ermland einer der bedeutſamen Anſatz— 
punkte der polniſchen Arbeit der Katholizismus zu fein. „Erm— 
land und Oſtpreußen“, behauptet er, „find zwei völlig verſchie— 
dene Welten... Wenn uns die Bevölkerung politiſch und 
völkiſch auch feindlich gegenüberſteht, ſo iſt ihre Kultur doch der unſeren 
verwandt; denn fie entwickelte fich im Scheine der polniſchen Kultur ...“ 
Und deshalb werde die polniſche politiſche Aktion 
ſtändig und bewußt „unter katholiſchen Loſungs⸗ 
worten geführt“. Auch im proteſtantiſchen Maſuren glaubt 
Siertuch für die polniſche Arbeit auf konfeffionellem Gebiete verſchie— 
dene Möglichkeiten des Einſatzes gefunden zu haben. „Die Geift- 
loſigkeit der preußiſchen Landeskirche, die augenblick 
lich eine tiefe geiſtige Kriſe durchlebt, wie auch die dem maſuriſchen 
Volke noch nicht verlorengegangenen katholiſchen Grundgedanken 
bilden hier ein dankbares Seld für die katholiſche 
Saat...“ Sehr wichtig ſcheint ihm für die polniſche Arbeit das 
in Maſuren weitverbreitete Sektenweſen zu fein. „Unter der 
Oberfläche des religiöſen Lebens in Maſuren macht ſich eine unklare, 
erregte Strömung von alten Zweifeln und religiöſem Unwillen bemerk— 
bar, die der maſuriſchen Allgemeinheit einen Ausdruck der Unruhe, der 
Unzufriedenheit und der Serſplitterung gibt ...“ Und tatſächlich hat 
es ja nicht an polniſchen Verſuchen, fich hier politiſch und völkiſch ein- 
zuſchalten, gefehlt. 

Wie alle polniſchen Propagandiſten, die ſich mit Oſtpreußen befaſſen, 
it ouch Giertych davon überzeugt, daß eine Öffnung der Grenze gegen 
Polen „eine förmliche überſchwemmung des oftpreu= 
Bifben Landes durch polniſche Einwanderer“ berbei- 
führen würde. Denn, Jo ſagt er, echte Bauern und wirkliche Landarbeiter, 
alſo mit dem Boden feſt verwurzelte Menſchen, ſeien unter den Deulſchen 
Oſtpreußens kaum noch vorhanden. „Es iſt kaum zu glauben, wie wenig 
ſich ein junger deutſcher Bauer von einem jungen deutſchen Proletarier 
oder gar einem intelligenten Städter unterſcheidet. Der eine iſt dümmer 
und der andere geiſtig gewandter, der eine iſt offener und der andere 
raffinierter, der eine iſt moraliſch geſunder und der andere erweiſt ſich 
ſchon als vollkommen Entgleiſter — aber beide ſind nach einheitlicher 
ſtädtiſcher Schablone erzogen und gebildet.“ Der Vorwurf der 
moraliſchen Minderwertigkeit, den Siertuch gegen das 
Deutſchtum in feiner Geſamtheit erhebt, findet fich in feinem Buche noch 
öfter. So heißt es 3. B. in demſelben Kapitel, das die polniſchen Saifon- 
arbeiter in Oſtpreußen behandelt, an anderer Stelle: „Wenn der ein- 
zelne Pole ſozial noch Jo entgleiſt ift, fo ift er im 
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G de doch noch moraliſch geſünder als der Deutſche. 
Wen deute Madchen nicht in dem Maße wie polnifche Sailonarbeite- 
rinnen uneheliche Kinder haben, ſo nur deshalb, weil fie die Geburt der 
Kinder zu unterbinden verſtehen ...“ . s 

Diefe Proben mögen renügen. Im folgenden Jei nun die Kern⸗ 
telle des Siertuchſchen Buches zitiert. der Abſchnitt. in dem 
feine ganzen Ausführungen gipfeln. Man bedenke bei jedem Sat, daß 
das Buch. in dem ſolches ſteht. erschienen ift, nachdem fid) mit dem 
deutfch-polnifchen Pakt die beiden Regierungen die Suſicherung gegeben 
baben, eine aggreſſive und das beider ſeitige Eindernehmen gefährdende 
‘Propasanda zu unterbinden. Siertuch ſchreibt: 

„Die in Verfailles geſchaffenen Grenzen befrie- 
Sigteninkeiner Weiſe die polniſchen Aſpir ationen. 
Sie waren nur das Werk eines Kompromiſſes, der beide Teile nicht be- 
friedigte. . . Und ſofern dieſer Kompromiß gebrochen wird, kehrt Polen 
aus ganz natürlichen Gründen zu dem für Verfailles aufgeltellten Pro- 
gramm zurück, deſſen volle Verwirklichung es damals nicht erreichen 
konnte. Die Frage der Grenzregulierung in. Schleſien, 
in Danzig, in den polniſchen Weſtgebieten, im Norden 
wie auch in der Frage Oſtpreußens würde gleichfalls 
wieder aufgenommen werden. Im alle einer ausdrücklichen 
Niederlage Deutſchlands würde nichts der Regelung der oſt- 
preußiſchen Frage im Sinne der hiſtoriſchen Sor de. 
rungen Polens entgegenſtehen: d. h. daß fie als „Frage“ 
ihre Erledigung fände.“ 24 , a 

„Dieſe Erledigung kann offenſichtlich in verſchiedener Weiſe erfolgen. 
Für die Wahl einer diefer verſchiedenen Möglichkeiten wird vor allem 
die Anpaſſung der beiderfeitigen Kräfte (und ſomit die Größe der Nieder 
lage Dentſchlands), vor allem die Zeit des Ausbruches des Krieges mak- 
gebend fein. Wenn er fich hinauszögert, ift es wahrſcheinlich. daß die 
polniſche Bevölkerung in Oſtpreußen ihr Volkstum völlig aufgibt. Bei 
ſchnellerem Ausbruch wird die Tatfache eines geſchloſſenen Gebietes mit 
polniſcher Bevölkerung den Ausſchlag für die weitere Erledigung der 
oſtpreußiſchen Frage geben.“ nn 

„In diefem Falle wäre die Löſung des Problems im Sinne der polnifcheu 
Forderungen um vieles leichter, und Oſtpreußen würde ſich dann territorial 
rm das frühere Abſtimmungsgebiet verkleinern. .. Dieſes 
Gebiet würde bei einer Abtretung an Polen zu einer gemöhn- 
lichen Wojewodſchaft zuſammengefaßt werden. deren 
innere adminiftrative Aufgaben nicht leicht wären. Sie würde allerdings 
in verhältnismäßig kurzer Zeit den Charakter eines 
polniſchen Landes annehmen, ſichorganiſchmit Polen 
verbinden und durch ihr politiſches Schwergewicht die Bedeutung 
Oſtpreußens vermindern. Dieſe Wofewodſchaft könnte übrigens leicht um 
die bis zur ſogenannten Dmowfki-Linie gelegenen Kreiſe 
des deutſchen Ermlandes (Braunsberg und Heilsberg) und um die zwiſchen 
dem Ermland und dem Abſtimmungsgebiet liegenden Kreiſe (Preußifch- 
Holland, Mohrungen und Elbing) vergrößert werden. .. Dieſe Ver- 
arößerung würde die inneren Schwierigkeiten ganz bedeutend vorſchärfen, 
aber für Polen nicht un verdaulich fein. Würde gleich— 
zeitig Preußiſch-Litauen von Oſtpreußen losgelöſt werden, dann würde 
lich Oſtpreußen nur auf ein Gebiet beſchränken, das 
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kaum 9000 qkm und eine Bevölkerung von 900 0099 
Köpfen hätte, von denen 280 ooo in Königsberg, 40 000 in Inlter- 
burg und 20000 in Gumbinnen wohnten. Dieſer oſtpreußiſche 
Kleinſtaat in der Art der Freien Stadt Danzig, mit 
nur beſcheidener Selbſtverwaltung ausgeftattet und dabei völlig auf 
Polen angewieſen, würde in ſchmerzloſer Form all- 
mählich unterhöhlt werden. Hieraus entſtände eine ſich 
aewilfermaßen automatiſch ergebende Notwendigkeit für Polen: das 
Programm der Löſung der oſtpreußiſchen Stage, um 
die Polen durch Dmomfki in Verſailles gekämpft hatte, zu verwirklichen.“ 

„Eine völlig andere Sachlage würde ſich ergeben, wenn der Krieg zu 
einer Zeit ausbräche, da die polniſche Bevölkerung auf dem Gebiete Oft- 
rreußens bereits völlig ihr Volkstum aufgegeben hätte. Unterläge in 
diefer Seit Oſtpreußen völlig der Germanijierung, d. h. würde fich dort 
eine geſchloſſene deutſche Bevölkerung von 2,2 Mill. Köpfen auf einem 
33 298 qkm großen Gebiete gebildet haben, dann wäre die Löſung der 
Frage ſchon bedeutend ſchwieriger. Es wäre kaum möglich, an eine 
Teilung des Landes ju denken, und der politiſch einheitliche Organismus 
müßte beſtimmt erhalten bleiben. Dadurch wäre natürlich die Wider- 
ſetzlichkeit dieſes Organismus größer — auch die Selbſtverwaltungs- 
behörden müßten in der beſtehenden verzweigten Form erhalten bleiben 
uſw. Aber auch dieſem Organismus, der hinſichtlich der Zahl feiner Ein- 
wohner zweimal größer als Eſtland, etwas größer als Lettland und ebenſo 
groß wie Litauen wäre und den polniſchen Wojſewodſchaften Lemberg, 
Kielce oder Lodz entſpräche, würde ſegliche Unterſtützung von 
leiten des Deutſchen Reiches fehlen, und er würde, wenn 
er mit dem fünfſehnmol größeren Polen in einem Staatsverbande auf- 
ainge, aus ganz erklärlichen Gründen nicht die Kraft auf- 
bringen können, ſich wirkunasvoll dem polniſchen 
Übergewicht entgegen zuſtellen.“ 

„So ilt alſo, wie wir ſehen die gegenwärtige Lage nicht 
im geringſten ein Suſt and der nicht einer Anderung 
zugunſten Polens unterliegen könnte. Eine eventuelle 
Entwicklung der Ereigniſſe in einer Richtung, die einer Grenzreoiſion 
Polens durchaus zuträglich wäre. kann man fib wohl vor- 
tellen... Was Joll ich hier viel reden! Das polniſche Programm 
oegenüber Ostpreußen kann entſprechend der hiſtoriſchen Entwicklung 
nur einen, Inhalt haben: Die Vorbereitung zu feiner 
volitiſchen Auffaugung. Cbenſo elementar wie der deutſche 
Drang nach Often — ebenſo elementar ift der polniſche 
Drananach dem Norden — dem Meere zu. Die Überfchneidung 
dieſer beiden Fxpanſionswege kann Seiten eines Stillſtandes und 
politiſcher Nuhe mit fich bringen, — die offizielle Außen- 
politik beider Staaten kann ſich in gegebenen 
Augenblicken von allen Sorderungen expanfiver 
Ausdehnung losſagen — aber diefe Wege werden 
und müſſen nichtsdeſtoweniger als ſtändige Rib- 
tungen nationalen Druckes beſtehen. Eine auf weite 
Sicht berechnete Politik, — die ſich vollkommen von den Grundfäten 
des „status quo“ der aucenbliklichen politiſchen Linie losfoat, muß 
fch auf Kräfte ſtützen. die eine günſtige Entwicklung in dieſer Richtung 
erleichtern.“ — Das muß man ſich merken! Dr. K. 


Die Autonomie der Wojewodſchaft Schleſien. 


Während der oberſchleſiſchen Abſtimmungszeit ſpielte das pol- 
niſche Verſprechen der Autonomie für das oberſchleſiſche 
Land eines der wirkſamſten Zugmittel der polniſchen Agitation. Es 
ftoht außer Zweifel, dah dieſes Verſprochen die Sahl der am 
20 März 1921 für Polen abgegebenen Stimmen ganz beträchtlich 
erhöht hat. Denn auch die, die an fich mit Polen ſumpathilierten, 
verſpürten kein ſonderliches Verlangen danach, mit dem übrigen 
Polen ſo ohne weiteres juſammengeworfen zu werden. Sie wurden 
erft durch das Verſprechen, daß ihnen im Rahmen des polnifchen 
Staates eine weitgehende Selbſtändiskeit mit eigener Kultur— 
verwaltung. eigener Sinonzwirtfchaft und eigener Geſetzgebung ge- 
ſichert Jei, für die polniſche Sache gewonnen. Rorfanty, der große 
Demagoge, hatte das richtig erkannt. Er und Jeme Leute verſtanden 
es damals, Warſchau von der Notwendigkeit eines feierlichen Auto— 
nomieverfprechens zu überzeugen. So wurde am 15. Juli 1020 in der 
Warſchauer geſetgebenden Körperſchaft das Berfafſungs- 
geſetz über die Autonomie der ſchleſiſchen Woje- 
wodſchaft beſchloſſen. Und es hat in den drewiertel Jahren. die 
zwiſchen dieſem Sejmbeſchluß und der oberſchleſiſchen Abſtimmung 
logen, wohl kaum eine polnische Verſammlung im oberſchleſiſchen Ab— 
ſtimmungsgebiet gegeben. in der nicht verſucht wurde, die Bedenken 
und Sweifel der Zuhörer unter Hinweis auf dieſes Geſetz ju zer- 
freuen das — wie mit den hoiligſten Eiden geſchworen wurde — 
dazu beſtimmt fei. die Sonderintereſſen und Eigenarten des ober— 
ſchleſiſchen Volkes für alle Seiten zu wahren. Der Artikel 44 des 
ſchleſiſchen Verfaſſungsgeſetzes beſagt: „Zur Abänderung 
dieſes Verfafſungsgeſetzes oder zur DBefchrän- 
kung der Rechte der ſchleſiſchen Seſetzgebung oder 
Selbſtverwaltung (Art. 1. 4—12. 13—33, 36—42, 44) wird 
die Einwilligung des Schleſiſchen Landtages er- 
forderlich fein.“ Hierzu war in einer von dem Rechtsanwalt 
und ſpäteren Sejmmarſchall Wol nu für die Swecke des Abftimmungs- 
kampfes verfaßten Broſchüre zu leſen: „Jede Anderung der ſchleſiſchen 
Autonomie oder ihre Emſchränkung ift nur mit Suſtimmung des 


Schleſiſchen Landtages zuläſſig. Es kann ſomit der Landtag 
der Republik olen dieſes Geſetz nicht ändern, 
fofern der Schleſiſche Landtag damit nicht ein- 
verſtanden ift. Die Autonomie ift ſomit kein bloßes Verſprechen, 
das man ſpäter wieder zurücknehmen kann.“ 

Man weiß. wie es dann kam. Korfanty ſelbſt war der erſte, 
der die Selbſtverwaltungsrechte, die vorher in feiner Abftimmungs- 
propaganda eine entſcheidende Rolle geſpielt hatten, abzubauen 
begann. Er ſelber wurde der Schrittmacher einer Entwicklung, die er 
ſpäter, als das Pilſudſki-Suſtem ans Ruder kam, vergeblich wieder 
einzudämmen verſuchte. Der Wojewode Grazunſki hat in Über- 
einftimmung mit der Warſchauer Sentralregierung feit 1926 einen 
ſuſtematiſchen Abbau der autonomen Sonderrechte 
betrieben. Der Schleſiſche Seim wurde in ſeiner Arbeit beſchränkt; die 
Durchführung der von ihm beſchloſſenen Gefete wurde, wenn fie der 
Warſchauer Zentrale und ihrem Kattowitzer Beauftragten nicht ge- 
fielen. beliebig lange verzögert. So iſt das ſchon vor drei Jahren 
beſchloſſene Geſetz über die Kommunalwahlen bis heute durch den 
Woſewoden noch nicht veröffentlicht worden. Nun iſt es aber keines- 
wegs Jo, daß Grazunſki ſich in feiner Wojewodſchaft von vornherein 
als ein Gegner der Autonomie eingeführt hat. Er hat im Gegenteil, 
als er 1926 feinen Kattowiter Doften antrat — ähnlich wie Rorfantı 
in der Abſtimmungszeit —, keineswegs mit der Abgabe feierlicher 
Verſicherungen, daß er die oberſchleſiſche Autonomie „bis zum äußerſten 
verteidigen werde“, gekargt. Er hat fein Verſprechen dann freilich 
noch weniger als Korfanty gehalten. l 
Swei Jahre etwa ift es um die Frage der ſchleſiſchen Autonomie 
ziemlich ruhig geweſen. In letzter Zeit ober ift das fiir die geſamte 
Entwicklung Oſtoberſchleſiens bedeutſame Problem im Zufommen- 
bang mit der polniſchen Verfaſſungsreform wieder 
in den Vordergrund des Intereſſes getreten. Die neue polniſche Ber- 
faſſung ſieht nämlich vor, daß in Zukunft Anderungen des 
Autonomieftatutes durch die Warſchauer geleg- 
gebenden Körperſchaften beſchloſſen werden ſollen, 
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während dieſes Necht bisher ausſchließlich dem Schleſiſchen Landtag 
zuſtand. Gegen diefe Beſtimmung der neuen Verfafſung war von 
Korfanty am 15. Januar im Schleſiſchen Landtag ein Dringlich- 
keitsantrag eingebracht worden, der mit den Stimmen der 
Chriſtlich-Demokratiſchen Partei, der Sozialiſten und der Deutſchen 
Fraktion gegen die Stimmen der Regierungspartei zur Annahme ge- 
langte. Hier muß zunächft eines feſtgeſtellt werden: Wenn die Deutjche 
Fraktion dem Korfantypſchen Proteſtantrage zugeſtimmt hat, Jo kann 
das den oſtoberſchleſiſchen Deutſchen keinesfalls als ein Beweis ihrer 
beſonderen Sympathien für diefen ehemaligen Nebellenhäuptling aus- 
gelegt werden. Sie haben durchaus nicht die Abſicht, Korfanty in 
ſeinem Kampfe gegen Warſchau Hilfeſtellung zu leiſten. Sie haben 
weder bei Korfanty noch bei Grazunſki auf eine gerechte und 
loyale Wahrung ihrer völkiſchen Belange zu rechnen. Um fo 
weniger Grund aber haben fie, freiwillig auf ein 
verbrieftes Recht zu verzichten, deffen Wahrung 
vielleicht doch geeignet wäre, ſie vor manchen 
unbilligen Maßnahmen zu ſchützen. 

In Wirklichkeit handelt es ſich bei der Auseinanderſetzung über 
die Autonomie um einen, vielleicht den letzten Machtkampf 
zwiſchen Korfantu und der Regierung. Korfanty bat 
fih. um feine wankende Pofition noch einmal zu ſtärken, zum Ver- 
teidiger der ſchleſiſchen Selbſtverwaltung gegen den Warſchauer 
Gentralismus gemacht. Vielleicht hofft er, durch fein ſchroffes Ein- 
treten für die Autonomie alle diejenigen Oberfchlefier noch einmal in 
ſein chriſtlich-demokratiſches Lager hinüberziehen zu können, die ſich 
durch die von Grazunſki vertretenen Zentralifierungsbeftrebungen, mit 
der ſyſtematiſchen Bevorzugung kongreßpolniſcher und galiziſcher Ju- 
wanderer in ihrer oberſchleſiſchen Heimat zurückgeſetzt fühlen. Deren 
Sahl ift durchaus nicht gering. Wie die „Polonia“ behauptet, foll es 
fogar in den Reihen der Grazunſkiſchen Aufſtändiſchen nicht an Wider- 
ſtand gegen die autonomiefeindlichen Abſichten fehlen. Aber Kor- 
fanty iſt wohl nicht mehr der Mann dazu, den 
Gedanken der ſchleſiſchen Autonomie gegen die 
gefeſtigte Macht des Pilfudfki-Syftems mit Aus- 
liht auf Erfolg zu vertreten. Die Nichteinlöfung feiner 
Verſprechungen aus der Abſtimmungszeit, die geſchäftige Tüchtigkeit, 
die er ſeinerzeit als Aufſichtsrat der Skarboferme und anderer oft- 
oberſchleſiſcher Induſtriewerke nach der Teilung entwickelt hat, und die 
Kette der verfehlten politiſchen Spekulationen, in die er ſich während 
der letzten Jahre verwickelt hat, haben fein früheres Anfehen er- 
ſchüttert. Man kann nicht nur Taktiker fein, wenn man den An- 
ſpruch auf Führung erhebt. Man muß auch moralische Qualitäten 
vorweiſen können. Es ift die Tragik des an Polen gefallenen ober- 
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ſchleſiſchen Landes, daß es in feiner politiſchen und kulturellen Aus- 
einanderſetzung mit dem Warſchauer Sentralismus, die ſich auf dem 
hiftorifehen Hintergrund einer ſechshundertjährigen Entwicklung ab- 
ſpielt. keinen allgemein anerkannten, überragenden, land- und volks- 
gebundenen Führer beſitzt. , 

Wenn nicht unvorhergeſehene Dinge eintreten follten, dann ift 
kaum noch daran zu zweifeln, daß es mit der oberfchlefifchen Autonomie 
über kurz oder lang zu Ende fein wird. Im Schleſiſchen Sejm hat 
Dr. Hager, einer der engſten Mitarbeiter Korfantus, an die Er- 
Klärungen der polniſchen Abgeordneten und Negierungsvertreter zur 
Autonomiefrage im Jahre 1920 erinnert. Das ſeien, Jo meinte er, 
Argumente, die man jest nicht einfach umſtoßen 
könnte, und es ſeien edle Motive geweſen, mit denen 
damals begründet wurde, weshalb man dem 600 
Jahre vom polniſchen Volkskörper getrennten 
ſchleſiſchen Polentum beſondere Rechte zuſprechen 
müffe Das Verſprechen der Autonomie fei mehr 
als ein Königswort; denn die Vertreter der ganzen 
polniſchen Nation hätten dem ſchleſiſchen Volke 
die Autonomie garantiert, und das ſchlefiſche Volk 


habe es nicht verdient, daß man Sie ihm jetzt 
wieder nehme. 
Aber königlich oder nicht und garantiert oder nicht — 


Srazunfki ſcheint das höchſt gleichgültig zu fein. Er hat ſich die 
Unifizierung des ehemals deutſchen Gebietes mit Polen zum Ziele 
geſetzt. Dabei ift er in der Wahl feiner Mittel niemals ſchüchtern 
geweſen. Die geſetzgebenden Befugniſſe des Schleſſſchen Landtages 
Warſchau ausgerichteten Zentralifierungsabfichten 
im Wege. Deshalb foll der Sejm zu der Bedeutungsloſigkeit eines 
gewöhnlichen Provinziallandtages herabgedrückt wer- 
den. Lediglich auf wirtſchaftlichem Gebiete ift von der War- 
ſchauer Negierung für die Wojewodſchaft Schleſien die Beibehaltung 
einer gewiſſen Sonderſtellung geplant, jedoch in der Form. daß der 
heutigen Woſewodſchaft einige Gebietsteile der benachbarten Wojemod- 
ſchaften Krakau und Kielce zugeteilt werden. Mit der Schaffung 
einer ſalchen „Induſtriewoſewodſchaft“ würden die alten 
Grenzen, die ihre völkiſche und kulturelle Berechtigung haben ver- 
wiſcht. Damit wäre dann auch der Schlußſtrich unter die Geſchichte 
des ſchleſiſchen Autonomiegedankens gezogen. Es ift übrigens fraglich, 
ob dieſer Gedanke von polniſcher Seite jemals ernſt gemeint war. Es 
war zwar nicht klug, aber wohl richtia. wenn der Abgeordnete der 
Regierungspartei Baldyl im Schleſiſchen Sejm das Auto- 
nomieverſprechen als eine für den Abftimmungs- 
kampf beftimmte Wahlmache hingeſtellt hat. 


Der Fall Vlek. 


Die Entſcheidung im Fall Pleß ift gefallen. Seit Jahren hat der 
Kampf um die Deutſcherhaltung der Pleßſchen Unternehmungen in Form 
von Steuerſtreitigkeiten die internationalen Inſtanzen beſchäftigt. Jahre- 
lang ift dieſer Streit von einem Dreierausſchuß, der mit feiner Arbeit nie 
fertig wurde, über das Genfer Parkett geſchleift worden, um jetzt ſchließ⸗ 
lich mit einer nebenfächlichen Gefte von einem Gremium von Leuten erledigt 
zu werden, von denen man nicht erwarten kann, daß fie fich für die Recht- 
mäßigkeit oder Unrechtmäßigkeit der Steuerſchulden des Fürſten von Pleh 
intereſſieren, und von denen wohl jeder einzelne erſtaunt und beleidigt ſein 
würde, wenn man ihn darauf aufmerkfam machte, daß fein mehr oder 
weniger überlegt abgegebenes Votum für einige taufend Menſchen die 
Zerſtörung ihrer Exiſtenzgrundlage bedeutet. Der Rat hat auf Emp- 
fehlung des Dreierausſchuſſes entſchieden, daß die Beſchwer- 
den des Fürſten von Pleß gegen die gegen feine 
Unternehmungen gerichteten ſteuerlichen und fon- 
tigen Swangs maßnahmen einer ausreichenden 
Grundlage entbehren. Da der Vat auf eine Verweiſung des 
Streitfalles an den Haager Gerichtshof verzichtet hat, find für den Fürſten 
von Pleß alle Rechtsmittel erſchöpft. Der Fall Plek 
aber geht weiter. Denn der Fall Pleß — das bedeutet ein Stück 
oſtoberſchleſiſches Deutſchtum, deffen Ergehen dem Deutſchtum im Reiche 
nicht gleichgültig iſt. 

Trotzdem die Sache in Genf alfo entſchieden ift, ift es nicht überflüſſig. 
den Propagandanebel etwas zu lichten, mit dem die polniſche Preſſe den 
Streitfall zu umgeben und — wie man ſieht: mit Erfolg — zu umgeben 
bemüht war. Am 10. Januar veröffentlichte die halbamtliche „Sazeta 
Dolfka“ einen Artikel, der eine ſtark verzerrte Darftellung der ganzen 

„Angelegenheit brachte. Wenn die „Gazeta Polſka“ den Sürften bzw. den 
Prinzen von Pleß mit einer Reihe grober Schimpfworte bedachte, fo ift 
das eine Frage des guten Geſchmackes. ſiber den ſich eine Auseinandor— 
ſetzung nicht lohnt. Mit den fachlichen Vorwürfen, die in dieſem Artikel 
gegen die Pleßſche Verwaltung erhoben wurden, hat ſich die Breslauer 
„Schleliſche Feitung“ auseinanderoeſetzt. 

Die „Sazeta Polska“ behauptet: Pleß habe feine oberſchleſiſchen 
Unternehmungen übermäßig zugunſten ſeiner in Deutſchland gelegenen 
Beſitzungen belaſtet: Jo ſeien über 30 Mill. Zlotu an Hypotheken auf die 
oltoberſchleſiſchen Beſitzungen im Intereſſe der Waldenburger Beſitzungen 
des Fürſten eingetragen und an Sinſen hierfür etwa 8—0 Mill. Zloty 
aus Polen herausgepumpt worden. Demgegenüber ftellt die „Schlefiſche 
Zeitung“ feft: Die im Waldenburger Notſtandsgebiet gelegenen 
induſtriellen Unternehmungen des Sürften von Pleß mußten mit ihren 


Gläubigern ein Stillhalte abkommen ſchließen. Die zur Siche- 
rung erforderlichen Hupotheken wurden auf den Waldenburger, 
nicht auf den oſtoberſchleſiſchen Beſitz eingetragen. Nur meinem kleinen 
Teil wurden als Nebeyficherheit auch einige Sicherheitshupo- 
theken oder Vermerke auch auf den oſtoberſchleſiſchen Beſitz eingetragen. 
Aus diefen Sicherheitshupotheken oder Vermerken 
ift kein Zloty an die Gläubiger des Waldenburger 
Beſitzes gefloffen. 

Die „Gazeta Polska“ behauptet: Die im September vorigen Jahres 
eingeſetzte Zwangsverwaltung habe die Pleßſchen Unternehmungen in 
einem deſolaten Zuftand vorgefunden. Das ſtimmt. Nur ver- 
ſchweigt die „Gazeta Polska“, daß der wichtiaſte Faktor. der die Unter- 
nehmungen dem Zufammenbruch nahegebracht hatte, die von den 
polniſchen Steuerbehörden feit Mai 1934 durch- 
aeführte Aktion fortgefetter Beſchlagnahmungen 
war. Wenn man bedenkt, daß von Mai bis September aus den Unter- 
nehmungen durch das Vorgehen der Steuerbehörden über 5 Millionen 
Flotu herausgepumpt worden find. dann kann man ſich vorftellen, daß 
die Betriebe dann nicht mehr geſund daftehen konnten. Wenn die Gazeta 
Polſtca“ weiter den volniſchen Swangsverwalter in Schutz nimmt 
und faat, deſſen Erfolge feien nicht fo gering. wie es in der „Polonia“. 
dom Blatte Korfantus. dargeſtellt worden ſei, ſo kann man erwidern. daß 
ſich der Swangsverwalter ſeine Sache etwas leicht gemacht hat. Erſtens 


hat er die Übernahme der vor feinem Amtsantritt begründeten Verbind⸗ 


lichkeiten der Unternehmungen einfach verweigert und weiter zu Laſten 
des Fürſten von Pleß gehen laffen, und zweitens hat er vom Siskus einen 
Kredit von 1 Mill. Slotu erhalten. Trotzdem blieben die Erfolge des 
Fwangsverwalters hinter dem, wos Pleh felber vor der Einſetzung des 
Iwangsverwaltuna den polniſchen Finanzbehörden angeboten hatte. zurück. 
Die „Gazeta Polfka* behauptet: In den Pleßſchen Unternehmungen 
habe es 600 Angeſtellte und 4000 Arbeiter gegeben. Während in den 
anderen oſtoberſchleſiſchen Betrieben die Zahl der Angeſtellten etwa 7 bis 
8 v. H. der Zahl der Arbeiter ausmache, habe dieſes Verhältnis bei Pleß 
12—13 v. H. betragen. Etwa 176 Beamte ſeien überflüſſig 
aemefen. Auch habe der Gebrauch der deutſchen SGefhäfts- 
ſprache, der eine Überſetzung des ganzen Schriftverkehrs notwendig 
mache. große Koſten verurſacht. Dieſe Angaben werden von der Rat- 
towitzer Zeitung“ am 12. Jannar richtiggeſtellt: Die Zahl der 
Angeſtellten beträgt 11 und nicht 13 v. H. der Arbeiterſchaft. Dabei muß 
man aber berückſichtigen, daß in dieſer Fahl auch die Angeſtellten 
der Kohlenverkaufsabteilung enthalten find, die bei 
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den anderen Geſellſchaften ſelbſtändige, recht umfangreiche Unternehmun⸗ 
gen bilden. Auch darf man nicht überſehen, daß die Bewirtſchaftung des 
Pleßſchen Grubenbeſitzes, der aus zahlreichen kleinen Gruben 
beſteht, mehr Beamtenperſonal erfordert, als es bei Verwaltungen mit 
einer oder zwei großen Gruben der Fall ijt. Dazu kommt ſchließlich noch, 
daß die arbeitstägliche Leiftung je Arbeiter bei Pleß 
höher als bei den meiſten anderen oſtoberſchleſiſchen 
Gruben iſt. Dementjprechend find die Geſtehungskoſten der Kohle bei 
Pleß niedriger als bei den anderen Gruben. Die Mehrleiſtung aber ijt 
nicht zuletzt eine Folge der beſſeren Organiſation der Pleßſchen Betriebe, 
deren Durchführung naturgemäß auch einen höheren Prozentſatz von 
leitenden und techniſchen Angeſtellten erfordert. Im übrigen hat der Fürſt 
von Pleß bereits in den Jahren 1929 und 1953 ganz erhebliche Senkungen 
der Bermaltungskoften ſelbſt vorgenommen und den wirtſchaftlichen Not- 
wendigkeiten in angemeſſener Weiſe Rechnung getragen. Allerdings hat 
die Pleßlche Verwaltung altverdiente Beamte nicht mit derselben Riik- 
ſichtsloſigkeit auf die Straße geworfen, wie das der polniſche Swangs- 
verwalter jetzt tut, — um an Stelle der Entlaſſenen dann polniſche Kräfte 
einzuſtellen. 

Am 13. Januar hat die Angeſtelltenſchaft der Plep- 
ſchen Unternehmungen in einer eindrucksvollen Kundgebung 
gegen die vom Swangsverwalter vorgenommenen WMaffenentlajlungen 
&injpruch erhoben. Die Kundgebung, die allgemeines Auffehen erregte, 
ijt der polniſchen Preſſe auf die Nerven gegangen. Peinlich ift es dieſer 
Preſſe vor allem, daß dem Völkerbund, der eben erſt die Be~- 
ſchwerden des Sürjten von Pleß in jo „zuvorkommender“ Weiſe „geregelt“ 
hat, bereits eine neue Beſchwerde im Falle Pleß zu- 
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gejtellt worden ift. Sie geht von den entlaffenen bzw. gekündigten 
Angeſtellten der Unternehmungen aus. Es wird in ihr u. a. erklärt: Nach 
der Übernahme der Swangsverwaltung wurden 12 Angeſtellte ihres 
Dienſtes enthoben (ſie wurden vorläufig vom Bevollmächtigten des 
Sürſten von Pleß übernommen); 12 andere wurden friſtlos entlaſſen. Zum 
31. Dezember v. J. wurde 31 weiteren Angeſtellten gekündigt; in drei von 
dieſen Sällen wurde die Kündigung auf den 31. März d. J. verſchoben. 
Ende vorigen Jabres wurde ſchließlich noch weiteren 135 Angeſtellten ge- 
kündigt. Von den bereits entlafſenen 43 Angeſtellten 
bekennen fih 37, von den 135 neu gekündigten 122 
zum deutſchen Volkstum. Dann heißt es in der Eingabe: „Es 
ijt eine feſtſtehende Catſache, daß hier brotlos gewordene deutfche An- 
geſtellte in der Woſewodſchaft Schleſien keine Ausſicht auf Erlangung 
einer neuen Beſchäftigung haben. Die Entlajjung aus dem 
Arbeits verhältnis bedeutet für fie die Vernich- 
tung der Cxiſtenz ... Wir verſtehen, daß der Staat bemüht Jein 
muß, berechtigte Steuerforderungen einzuziehen. Wir können aber nicht 
verjtehen, daß zur Befriedigung umſtrittener Anſprüche fo zahlreiche 
deutſche Exiſtenzen vernichtet werden. Überdies find die Gekündigten Jo- 
weit fie in fürſtlichen Häufern wohnen, außerdem noch zur Räumung ihrer 
Wohnung mit Ablauf der Kündigungsfriſt aufgefordert worden. Kein 
Hauswirt vermietet einem Erwerbsloſen eine Wohnung, die er nach 
“äumung feiner Vienſtwohnung beziehen könnte. Der Sweck der Auf 
ſorderung zur Räumung ijt, die Wohnung anderen Angeſtellten zu über- 
geben. Schon jetzt werden durch Entlaffung von Deut- 
Jhen freigewordene Stellen mit nationalpolniſchen 
Kräften beſetzt.“ 


Der Memelprozeß. 


Erjwungene Ansjagen. 

Nach einer längeren, durch die Erkrankung einiger Rechtsanwälte 
und Angeklagten verurſachten Pauſe wurde im Memelprozeß 
vor dem Kauener Kriegsgericht am 21. Januar wieder mit 
der Vernehmung der Zeugen begonnen. Einige Belaſtungs- 
zeugen haben den Litauern eine Enttäuſchung bereitet. Es ſtellte jeh 
nämlich heraus, daß bei der Vernehmung der Zeugen durch den Unter- 
ſuchungsrichter bzw. die Polizei ähnliche Crpreſlungs methoden 
wie bei der Vernehmung der Angeklagten während der Vorunter— 
ſuchung angewandt worden find. So nahm 3. B. der Zeuge Herbert 
Kramer die belaſtenden Ausſagen, die er während der Vorunter- 
juchung zu Protokoll gegeben und unterſchrieben hatte, wieder zurück. 
Auf die Frage des Vorhitzenden Oberſt Leonas, warum er das Protokoll 
denn unterſchrieden habe, antwortete Kramer: „Wenn ich nicht 
unterſchrieben hätte, wäre ich nach Bajohren ge- 
kommen.“ Und auf die wiederholte Grage des Vorſitzenden, ob er 
ſeine belaſtenden Ausſagen ſeinerzeit unter Swang gemacht habe, ant— 
wortete der Seuge mit einem deutlichen: „Ja“. Bei der Abfaſſung 
der ‘Protokolle iſt auch ſonſt manches nicht in Ordnung geweſen. Frau 
Paſtor von Saß, die als Zeugin vernommen wurde, mußte zu ihrem 
Erſtaunen fejtjtellen, daß in der Niederſchrift der Ausſagen, die fie vor 
dem Unterſuchungsrichter Budrevicius gemacht hat, Dinge ſtehen, von 
denen fie beſtimmt weiß, daß fie fie nicht ausgeſagt hat. Und es ſtellte 
ſich dann auch heraus, daß der Unterſuchungsrichter einige Mitteilungen, 
die er ſelber der Grau von Saß gemacht hat, „der Einfachheit halber“ 
als deren Ausſage in die Niederſchrift eingefügt hatl 

Ein anderer bezeichnender Fall ereignete ſich in der Verhandlung 
am 28. Januar. Der Zeuge Martin Burkandt, der zur Seit im 
litauiſchen Heere dient, hatte in der Vorunterſuchung u. a. ausgejagt, 
daß er illegal über die Grenze gegangen, längere Seit in Deutjch- 
land als Landarbeiter tätig geweſen und dort in die SA eingetreten 
jei, an militäriſchen Ausbildungskurſen teilgenommen habe, und daß 
die SA Lieder geſungen habe, in denen vom Einmarſch ins Memelland 
die Rede geweſen ſei. Nach ſeiner Nückkehr ins Memelgebiet habe er 
fih der Neumann-Partei zur Verfügung geſtellt und mit deren „Sturm- 
kolonnen“ militäriſche Ubungen nach dem Vorbild der SA vorge- 
nommen u. a. m. Sum größten Erſtaunen der Prozeßbeteiligten erklärte 
der Seuge jetzt, daß alle diefe Angaben nicht auf Wahr- 
heit beruhten. Er fei nicht in der SA geweſen, habe an keinen 
Kriegskurſen teilgenommen, fei niemals in einem Büro der Neu- 
mann- Partei geweſen, habe keinen militäriſchen Unterricht erteilt 
und habe auch an ſolchem nicht teilgenommen. Vom Gerichtsvorſitzen- 
den ſcharf angefahren, warum er denn das alles vor dem Unterfuchungs- 
richter gejagt habe, erklärte der Zeuge, daß er für den unbe- 
fugten Srenzübertritt beſtraft werden ſollte 
und daß ihm für dieſe Ausfage die Strafe 
erlaſſen worden Jei. Daß die SA Lieder über den Einmarſch 
nach Memel geſungen habe, hätte ihm der Unterſuchungs⸗ 
richter ſelbſt erzählt, und er habe dies lediglich beftätigt. 
Weder das Gericht noch die beiden Staatsanwälte ſtellten an dieſen 
Seugen noch eine weitere Frage. 

Verſchleierungsverfuche. 
Das Gericht bemüht ſich fortgeſetzt, die Kandalöſen Vorgänge, die 
lich bei der Vorunterſuchung abgeſpielt haben, in ein „wohltuendes 
Dunkel“ zu hüllen. Bezeichnend ift z. B. folgender Abſchnitt aus der 
Serichtsverhandlung vom 24. Januar: Der Angeklagte Horn ftellte 
an den Unterſuchungsrichter Budrevicius die Frage, warum er von 
dieſem beim Verhör im Kauener Gericht bedroht worden Jei. Der 
Vorſitzende ließ dieje Grage nicht zu, da über dieſen Fall keine Be- 


ſchwerde eingereicht worden ſei. Darauf der Angeklagte Horn: 
der Vernehmung hat der Seuge (d. h. AR als 3 an 
nommene Unterjuchungsrichter) zu mir gejagt: Surük ins Sucht- 
baus und verjaulen Sie dort.“ Der Vorſitzende antwortet 
darauf: „Jetzt iſt es zu ſpät. Sie hätten ſich beſchweren ſollen.“ Als 
jich der Angeklagte Horn ſchließlich noch über die ſprachlichen Unzu- 
länglichkeiten der bei den Vernehmungen verwandten Dolmetſcher be- 
ſchwert (in einem Falle hat die Grau des Unterjuchungsrichters, in einem 
anderen Salle ein nur ſchlecht deutſch ſprechender Jude den Dolmeiſcher 
geſpielt), wird ihm vom Vorſitzenden das Wort entzogen. Darauf ſtellt 
der Angeklagte Wannagat an den Unterſuchungsrichter die Frage, 
was dieſer beim Verhör gemeint habe, als er einmal hinausging und 
jich dabei an die litauiſchen Poliziſten mit den Worten „Verjucht’s 
einmall“ wandte. Der Vorſitzende läßt auch dieſe Frage nicht zu: Eine 
Beſchwerde hätte Wannagat auf dem „vorgeſchriebenen Wege“ vor- 
bringen müſſen. Schließlich fragt der Angeklagte Boll: „Aus welchem 
Grunde und mit welchem Recht hat der Zeuge (Budrevicius) in 
Pogegen und Willkifchken mich dreimal ſchlagen laffen und 
mich dreimal mit Erſchießen bedroht?“ Der Vorſitzende: 
„Es liegt hier keine Beſchwerde dagegen vor.“ Der Angeklagte wird, 
da er weiter derartige peinliche Fragen ſtellen will, aus dem Saale 
gewieſenl Darauf melden fih mehrere Angeklagte zu Wort und ſtellen 
fet, daß Jie Jih ſeinerzeit wegen der Bedrohungen 
und ißbandlungen beſchweren wollten und beim 
Staatsanwalt auch beſchwert hätten. Dieſe Be- 
ſchwerdenlſeien aber nicht durchgedrungen. Die Ge- 
fängnisleitung habe überhaupt keine Beſchwerde 
durchgelaſſen. Alle Beſchwerden, auch die an den 
Juſtizminiſter gerichteten, ſeien abgelehnt wor- 
den. — Und jetzt dürfen die Angeklagten nicht über die ihnen zuge- 
fügten Mißhandlungen, durch die ihnen und den Zeugen zum Teil un- 
wahre Geſtändniſſe und Ausſagen abgepreßt wurden, ausſagen, weil 
— keine ſchriftlichen, über den Inſtanzenweg geleiteten Beſchwerden 


vorliegenl 
Hypnotiſche Blicke. 

Dos Pech mit den Zeugen hat die litauiſche Preſſe in eine nicht 
geringe Aufregung verſetzt. Der halbamtliche „Lietuvos Aidas“ 
verfuchte das ihm peinliche Verſagen der Belaſtungszeugen mit 
„bupnotilhbem Iwang“ zu erklären. Ein von den 120 Ange- 
klagten bypnotijierter Zeuge, Jo ſchreibt dieſes Blatt, fühle ſich wie in 
einem heißen Bade, boͤſonders wenn die Angeklagten ihn ganz dreift und 
unbarmherzig hupnotiſieren. Manchen Zeugen ſehe man es geradezu 
an, daß fie vor dem Nichtertiſch lieber in den Erdboden verſinken, als 
etwas Unangenehmes über die Angeklagten aussagen möchten, deren 
„böſe Blicke“ ſich auf ſie konzentrieren. Vermutlich ſitzen die Richter 
und Staatsanwälte mit keuſch geſenkten Augendeckeln am Tilch, um die 
Zeugen nicht etwa auch durch ihre „böſen Blicke“ zu hypnotiſieren. 
Übrigens ſtehen die Seugen bei ihren Ausſagen fo. daß fie den Rihter- 
tiſch vor ſich, die Angeklagten aber hinter ſich haben. 


z , Nicht vernommene Zeugen. 
. Aus dieſen Beiſpielen, zu denen täglich neue hinzukommen, läßt 
fich ohne weiteres entnehmen, welcher Wert den in der Vorunterfuchung 
gemachten Ausſagen zuzuschreiben ift. Wenn einige eugen, die in der 
Vorunterſuchung belaſtend ausgeſagt haben, jetzt vor Gericht nicht 
erſcheinen und wenn das Gericht ſich in dieſen Fällen mit der Ver- 
lefung der Vorunterſuchungsprotokolle begnügt, jo liegt es auf der 
Hand, daß man diefen Protokollen keinerlei Beweiskraft beilegen 
kann. Auffällig it es, daß gerade die Zeugen nicht 
da ju fein pflegen, von denen es bekannt ift, daß 


„Nach 
Seuge vor Gericht ver- 
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lie litauiſchen Organijationen angehören und es 
mit den Litauern halten. Man will es ihnen offenſichtlich 
erſparen, jich der „hupnotiſchen Wirkung“ der Blicke der 720 Ange- 
klagten auszusetzen, oder auch, man will ie nicht der Sefahr 
ausſetzen, ihre falſchen Ausſagen vor Gericht unter 
Sid wiederholen zu müſſen. Es ijt kurz vor Beginn des 
Memelprozeſſes in dieſer Hinſicht Jehon vorgeſorgt worden. Durch eine 
Abänderung der litauiſchen Strafprozeßordnung 
wurde nämlich bejtimmt, daß Seugen, die über 100 Kilo- 
meter vom Verhandlungsort, in dieſem Falle aljo von 
Kauen, entfernt wohnen, nicht zur Verhandlung 
ju erſcheinen brauchen. Da Kauen nun vom Memelgebiet über 
100 Kilometer entfernt ijt, ijt es einerjeits dem Gericht febr leicht 
gemacht worden, unter den Zeugen eine „paſſende Auswahl“ zu treffen, 
und bleibt es andererſeits den Zeugen ſelbſt vorbehalten, Jich zu ent- 
ſcheiden, ob ſie vor Gericht auftreten oder ſich lieber zurückhalten wollen. 
Vas Gericht kommt dadurch in die Lage, die Ausſagen, die von den 
nichterſchienenen Seugen in der Vorunterſuchung gemacht worden ſind, 
als endgültig und „beweiskräftig“ anzunehmen. Was es aber mit dieſen 
Ausſagen auf jich hat, das haben die oben erwähnten Beiſpiele gelehrt. 


Bei der Beurteilung des ganzen Prozeſſes darf 


dieſes Moment nicht außer acht gelaſſen werden. 
Fall Sejuttis erledigt. 


Am 27. Januar wurde die Vernehmung zum Sall 
Jeſuttis, die über eine Woche in Anjpruch genommen hatte, ge— 
ſchloſſen. Mit Ausnahme des als Zeugen vernommenen Unterjuchungs- 
richters Budrevic ius, gegen deſſen gemeine Vernehmungsmethoden 
alle Beſchuldigten Einjpruch erhoben, hat keiner der befragten Zeugen 
etwas auszuſagen vermocht, was für die ſieben des Lllordes an 
Jeſuttis angeklagten Memelländer belastend fein könnte; Budrevicius 
ſelbſt wußte nur das auszuſagen, was er durch Prügel und Drohungen 
aus den wehrlos feiner Gewalt ausgelieferten Häftlingen und eugen 
bei der Vorunterſuchung hatte herauspreſſen können, und was, ſoweit 


es belaſtend war, vor Gericht jetzt widerrufen worden it. Die An- 
klage im Salle Jeſluttis, die ein Kernſtück der 
ganzen litauiſchen Anklage war, kann als er- 


ledigt gelten. 
Dr. Vrindlinger ſagt aus. 

Recht unangenehm ijt den Litauern die Ausfage des als Zeuge 
vernommenen, widerrechtlich ſeines Amtes enthobenen Memeler Gber— 
bürgermeiſters, Dr. Brindlinger, geweſen. Dieſer wurde danach 
gefragt, ob er etwas über die angeblichen Aufftands- 
ablichten der Sozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft 
Dr. Neumanns ausjagen könne. Dr. Brindlinger gab folgende, beſtimmt 
und eindeutig vorgetragene Antwort darauf: 

„Ich kann nur Jagen, daß ich mit einer großen Zahl der Ange- 
klagten in engſter Sühlung geweſen bin. Ich habe häufig im Laufe der 
Jahre Gelegenheit gehabt, auch mit führenden Perſönlichkeiten, die in 
der Sovogbewegung oder in der Chriſtlich-Sozialiſtiſchen Bewegung 
ſtanden, zu unterhalten. Ich nenne nur die Namen des Stadtverordneien- 
vorſtehers Baron von der Nopp und der Stadträte Schwede, Glogau 
und Vertuleit. Ich habe auch Unterredungen mit Dr. Neumann gehabt, 
wenn er in ſtädtiſchen Angelegenheiten zu mir kam. Ich habe aus 
dieſen Unterhaltungen die feſte Überzeugung ge- 
wonnen — und ich ſage das unter bewußter Betonung meines 
Eides —, daß keiner von dieſen Herren mit dem Ge- 
danken auch nur geſpielt haben kann, einen be- 
waffneten Aufſtand im Memelgebiet zu erregen. 
Bei den Unterredungen ſchweifte man natürlich auch in die Vergangen- 
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heit und erörterte die Stage, ob es zweckdienlich geweſen war, eine neue 
Partei aufzuziehen. Und wenn darüber ge)prochen wurde, was die 
alten Parteien getan oder unterlajjen hätten, da wurde von diejen 
Herren immer wieder gejagt, wenn man den alten Parteien einen Vor- 
wurf machen müßte, Jo den, daß Jie jch nicht großere Allühe gegeben 
haben, die Beziehungen zwischen dem enemelgebiet und dem litauijchen 
Gentralſtaat bejjer zu gejtalten. Ich habe dagegen gejagt: Wir haben 
uns Jebon viele Mühe gegeben, es ijt uns aber nicht gelungen, und da 
haben die Herren immer wieder betont, daß ſie die 
Hoffnung hätten und daß es ihnen gerade deshalb 
daran lage, mit neuen Leuten aufzutreten, und 
daß Jie dieſe Hoffnung auch nicht aufgeben würden, 
zu einem guten Cin vernehmen mit dem Sentral- 
ſtaat zu gelangen. Dazu habe ich ihnen erklärt: Ihr ſeid große 
Optimisten; Jo lange eine gewiſſe Clique im Tiemel- 
gebiet exijtiert, wird es euch nicht gelingen, ſolche 
Beziehungen anzubahnen. Och habe aber in allen dieſen 
Unterredungen — und ich habe deren viele gehabt —, immer wieder 
gejunden, daß es das Ziel dieſer Herren in ihrem meines Crachtens 
zu großen Optimismus war, jene Beziehungen enger und bejjer ge- 
jtalten zu konnen. Och kann mir bei meinen großen Beziehungen im 
Memelgebiet, vor allem in der Stadt Alemel Jelber, nicht vorſtellen, 
daß ein größerer Kreis, beſonders aus dem Kreiſe der Herren, um die 
es lich hier handelt, irgendwelchen Plan für einen bewaffneten Auf- 
jtand hätte haben können, ohne daß dies bis zu mir gedrungen wäre.“ 

Auf die Frage des Rechtsanwalts Slezevicius, was mit der Clique 
gemeint ſei, die eine Verſtändigung zwiſchen dem Memelgebiet und der 
Zentralregierung in Kauen verhindert habe, erklärte der Seuge: „Wir 
waren der Auffallung, daß das Haupthindernis für eine 
Verſtändigung in dem Verhalten gewiſſer Memel- 
länder lag, die aus eigennützigen Intereſſen han- 
delten und kein Intereſſe an einer Befriedung 
hatten. Wenn Namen verlangt werden, kann ich 
Namen nennen.“ Weder vom Gericht noch von der ſonſt Jo wiß— 
begierigen Staatsanwaltſchaft wurde der Zeuge nach den Namen dieſer 


X politiſchen Freibeuter gefragt. 


Drei Angeklagte verhaftet. 


Neben dem Angeklagten Adam Molinnus, der ſich als litauiſcher 
Spitzel entlarvt und demgemäß alles ausgeſagt hat, was die Litauer 
von ihm verlangten, haben die Vertreter der Anklage in dem Jojährigen 
Angeklagten Artur Kubbutat aus Sjalgirren (Kreis Heudekrug) 
ein gefügiges Werkzeug ihrer Pläne gefunden. Dieſer Kubbutat, der 
ſeinerzeit bei ſeiner Vernehmung u. a. behauptet hatte, daß er von der 
Leitung der Sozialiſtiſchen Volksgemeinſchaft beauftragt worden fei, 
Jog. „ſchwere Gruppen“ zu gründen, platzte am 22. Januar mit einer 
Beſchwerde über einige Alitangeklagte in die Verhandlung. Leo 
Böttcher, Eike und Gronenberg, behauptete er, mit denen 
er gemeinſam in einem Naum untergebracht fei, hätten ihn wegen feiner 
belaſtenden Ausſagen „bedroht“. Sür den Oberſtaatsanwalt Wiemer 
(der, nebenbei bemerkt, deutſcher Abſtammung ift) und für den Staats- 
anwaltſchaftsrat Monſtavicius war dieſe „ſenſationelle“ Beſchwerde 
des Kubbutat, wie man ſich denken kann, natürlich ein gefundenes 
Freſſen. Und das Gericht beſchloß, die drei erwähnten Mitangeklagten 
des Kubbutat, die fich bisher noch auf freiem Fuß befanden, wegen 
„Verdunkelungs- und Fluchtverdacht“ ſofort zu verhaften. Was 
Kubbutat anlangt, Jo hat der Angeklagte Eicke ihm vor Gericht den 
Vorwurf gemacht, für ſeine belaſtenden Ausſagen von litauiſcher Seite 
Geld angenommen zu haben. Die litauiſche Preſſe hat aus dieſem Vor— 
fall natürlich eine „große Sache“ gemacht. 


Gewalt vor Recht im Memelgebiet. 


Den Litauern ift der Ausgang der Saarabſtimmung ſichtlich 
in die Glieder gefahren. Der naheliegende Gedanke, daß eine Ent- 
ſcheidung im Alemelkonflikt vielleicht einmal im Wege der Volks- 
abſtimmung, der ſich in der Saarfrage bewährt hat, herbeigeführt 
werden könnte, bedrückt ihre Gemüter. Und Jo ſtimmen fie ein in den 
gemiſchten Chor jener Leute, die ihrer Enttäuſchung über den deutſchen 
Sieg an der Saar mit dem alten Schlagwort von der „deutſchen Gefahr“ 
Luft machen wollen. Sie hatten auf eine heftige, womöglich ſogar 
kriegeriſche Auseinanderſetzung zwiſchen Deutſchland und Frankreich 
gehofft und für dieſen Fall ſchon entſprechende Vorbereitungen ge- 
troffen. In den Wochen vor der Saarabſtimmung wurden größere 
Cruppen verbände im Memelgebiet konzentriert; 
die Schützenderbände des Gebietes wurden bewaffnet und in ganz 
Litauen die Jahrgänge 07 und os zu einer „dreimonatigen Übung“ 
unter die Waffen gerufen. Die derzeitig in Litauen maßgebenden 
Leute haben oft genug von dem angeblich „litauiſchen“ Charakter Oſt— 
preußens und von der Notwendigkeit einer ſogenannten „Befreiung“ 
dieſer Gebiete durch Litauen geſprochen, — jetzt wollten ſie die erhoffte 
Gelegenheit, im Schutze eines deutſch-franzöſiſchen Suſammenpralls ein 
weiteres Stück deutſchen Bodens ju rauben, nicht ungenutzt laffen. 
Aber es iſt anders gekommen, als ſie ſich's dachten. Und da regte ſich 
bei ihnen wieder das schlechte Sewiſfen. Sie bekamen es 
wieder mit der Angſt vor der „deutſchen Vergeltung“ zu tun. Klimas, 
ihr Pariſer Geſandter, mußte nach Genf fahren, um dort zu erzählen, 
daß Deutſchland, nachdem es an der Saar geſiegt hatte, jetzt über das 
arme und unſchuldige Litauen herfallen werde. Litauen hetzt in aller 
Welt gegen Deutſchland. Es fucht die Beruhigung der europäiſchen 


Verhältniſſe, die ſich aus der Löſung der Saarfrage ergeben Könnte, zu 
ſtören. Denn in Kauen weiß man genau, daß die eigene Terrorpolitik 
im Memelgebiet nur fortgeführt werden kann, wenn und Jolange in 
Europa gefährliche Spannungen und die Möglichkeiten einer kriege- 
riſchen Auseinanderſetzung zwiſchen den Großmächten beſtehen. Man 
fürchtet dort, daß fich die Mächte, wenn Ruhe in Europa eintritt, der 
Memelfrage annehmen werden; und man weiß, daß, ſobald das geſchieht, 
das Kartenhaus der litauiſchen „Machtpolitik“ weggefegt wird. 
„Die Gerechtigkeit“, hat der Staatspräſident Smetona am 
5. Januar auf dem Kongreß der Tautininkai gejagt, „iſt das Sun- 
dament unſeres Staates.“ Wenn er mit dem Worte „Gerech- 
tigkeit“ etwa die Juſtände gemeint haben Jollte, die im Memelland 
herrſchen, dann kann man das Fundament, auf dem der litauiſche Staat 
begründet iſt, nicht als beſonders feſt und ſicher bezeichnen. Denn mit 
Gerechtigkeit hat das, was dort geſchieht, nichts zu tun. In der neuen 
eſchwerde, die der Vizepräſident des Memeler Landtages, 
Schulrat Meyer, in Ergänzung feiner bisherigen Beschwerden, im 
Januar den Signatarmächten des Memelſtatuts in Genf überreicht hat, 
ſind einige neue Proben dieſer litauiſchen „Gerechtigkeit“ aufgeführt 
worden. In der Beſchwerde wird die Aufmerkſamkeit der Signatarmächte 
auf das gegen die Mitglieder des unrechtmäßig abgeſetzten deutſchen 
Direktoriums, Dr. Schreiber, Walgahn und Szigaud, ein- 
geleitete Strafverfahren gelenkt. In der Tatſache, daß das Direktorium 
Schreiber ſeinerzeit die autonome Verfaſſung des Memelgebiets in der 
Frage der Schulaufſicht gegen die Übergriffe des litauiſchen Gouverneurs 
in Schutz genommen hat, wird ein Verſtoß gegen die Artikel des 
ſogenannten Staatsſchutzgeſetzes erblickt, die alle Perſonen mit vier 


aus bedrohen, die „die litauiſchen Intereſſen ſchädigen, 
0 Nationalbewußtſein einschläfern oder zchwächen, den 
Forderungen der litauiſchen Regierungsbebörden nicht nachkommen, 
wenn daraus eine Schädigung der Iıtauijehen Intereſſen entjtehen 
kann,“ uff. Da nach der in den litauiſchen tegierungskreijen vorherr- 
ſchenden fixen Idee das Memelland litauiſch alt, muß dieſen Kreijen 
jede Wahrnehmung der berechtigten deutſchen Volkstumsintereſſen als 
eine „Schädigung der litauiſchen Intereſſen“ erscheinen. Das Sıraf- 
verfahren iſt inzwiſchen noch auf fünf memelländiſche 
Schulleiter ausgedehnt worden, deren vier ebenſo wie die 
drei erwähnten Landesdirektoren unter Polizeiaufſicht geſtellt worden 
jind, während einer von ihnen, da er die geforderten 10 000 Lit Kaution 
nicht aufbringen konnte, ins Suchthaus nach Bajohren verſchleppt 
worden iſt. 


Nach litauiſcher Auffaſſung geht im Memelland alles mit richtigen 
Dingen und vollig geſetzmaßig zu. Jedenfalls wird das von litauiſcher 
Seite dem Auslande immer wieder verlichert. Aber man hat doch 
wohl eingeſehen, daß eine ſolche Verſicherung im Auslande wachſendem 
Zuißtrauen begegnet. Aan Jucht alfo überzeugende Catſachen zu 
ſchaffen. Das Zitanöver mit dem Rücktritt des Pirektoriums Neisgys 
und der Bildung des Direktoriums Bruvelairis hat auf das Ausland 
nicht den erwarteten Eindruck gemacht, obwohl jih zwei ehemalige 
Aliitglieder der Memelländiſchen Landwirtſchaftspartei, Buttgereit 
und Grigat dazu bereit fanden, den Yitauern als Strohmanner zu 
dienen. Dreſer Carnungsverſuch ijt mißlungen. Oaher 
haben die Litauer erneut ihre Leimruten ausgelegt in der Hoffnung, 
daß vielleicht noch dieſer oder jener Landtagsabgeordnete, von der 
ſtandigen politiſchen Spannung ermüdet, daran fejtkleben werde. Am 
24. Januar ſtreckte der Vorſtzende der fünf Köpfe ſtarken litauiſchen 
Landtagsfraktion, Borchertas, ſeine Fühler nach der Memel- 
ländiſchen Volkspartei aus. on einer Beſprechung, die 
zwiſchen ihm und vier Volksparteiabgeordneten ſtattfand, wurde ihm 
jedoch klargemacht, daß Verhandlungen erſt dann möglich 
ſeien, wenn eine beſchlußfähige Landtagsſfitzung 
tattgetunden habe. Darauf machte fih Borchertas am 
26. Januar an den Vorſitzenden der Landwirtſchaftspartei, Nil lu s, 
heran, um mit diefem über die Bildung des Landtagspräſidiums, das 
durch die rechtswidrigen Maßnahmen des Gouverneurs unvollſtändig 
geworden ijt, zu verhandeln. Er hatte auch hier keinen Erfolg. 


Am 28. Januar fand dann eine neue Sitzung des Memel- 
landtages ſtatt. Von den 24 noch übrig gebliebenen Abgeordneten 
waren nur 10 erſchienen. Es fehlten die fünf Litauer und drei andere 
Abgeordnete. Da der Landtag wieder nicht beſchlußfähig war, ließ der 
Gouverneur die Eröffnung der Sitzung” überhaupt nicht ju. Trotzdem 
gab der Schriftführer Niechert im Namen der 16 anweſenden Ub- 
geordneten eine Erklärung ab, in der erneut gegen die Entrechtung 
der geſetzgebenden Körperſchaft des Memelgebietes durch die Litauer 
Proteſt eingelegt wurde. Cs war dies das ſechſte Mal, daß 
der Gouverneur durch ſeine Schikanen und Rechts- 
brüche den Landtag beſchluß unfähig gemacht hat. 


Sugleich haben die Litauer durch einen neuen Gewaltſtreich, der im 
Widerspruch zu den verbrieften Rechten der memelländiſchen Selbſt— 
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verwaltung ſteht, dafür Sorge getragen, daß weder der gegenwärtige, 
noch etwa ein neu ju wählender Landtag ihren Abſichten gefährlich 
werden kann. Das Kauener Miniſterkabinett hat das Wahlgeſetz 
abgeändert, und zwar in der Gorm, daß nicht mehr der 
Landtag ſelbſt über die Gültigkeit der Wahl feiner 
Abgeordneten und das Nachrücken von Erjat- 
kandidaten zu entſcheiden hat, ſondern ein vom 
Direktorium eingejetter „Wahlausſchuß“. Dem 
Wahlausſchuß ijt Joger eine dem Landtag übergeordnete Stellung ein- 
geräumt worden. Hinzu kommt, daß die Befugnis des litauiſchen 
Kriegskommandanten, Abgeordnetenmandate zu entziehen, beſtehen 
bleibt. Das heißt alſo, daß nicht das Wahlergebnis 
für die Suſammenſetzung des Landtags ausſchlag- 
gebend ſein wird, Jondern, daß der ſogenannte 
Wahlausſchuß und der Kriegskommandant dar- 
über befinden können, wer don den aufgeſtellten 
und gewählten Kandidaten in den Landtag ein- 
ziehen darf oder wem ſpäter das Mandat belaſſen oder ab- 
erkannt wird. Als Gründe für Mandatsaberkennungen haben bisher 
in den meiſten Fällen angebliche ſtaats feindliche Betätigung 
oder die Nichtbeherrſchung der litauiſchen Sprache 
herhalten müſſen. Da es nach litauiſcher Auffaſſung ſchon „ſtaatsfeind- 
lich“ ijt, wenn ein Memelländer fich für die Vertretung der autonomen 
Intereſſen des Gebiets einſetzt, Jo kann unter Umſtän den 
ſämtlichen memelländiſchen Abgeordneten das 
Al and at aber kannt werden. Vicht anders verhält es fich 
mit dem Vorwand der Nichtbeherrſchung der litauischen Sprache. Auch 
hier find nicht wenige Fälle bekannt, wo beiſpielsweiſe memelländiſchen 
Beamten, die das Litauiſche ausgezeichnet beherrſchten, die angebliche 
Nichtkenntnis zum Vorwurf gemacht wurde, um Jie aus ihren Amtern 
entfernen zu können. Die Abänderung des Wahlgeſetzes ſtellteinen 
derart kraſſen Rechtsbruch dar, daß die Unter 
zeichbnermächte des Memelabkommens auch in Anbe- 
tracht der fortgeſetzten Ausjchalıung des jetzigen Landtags dem litau- 
iſchen Creiden im Alemelgebiet nicht mehr länger zufehen 
konnen. 

Auf Grund dieſes Geſetzes hat der Präſident des unrechtmäßigen 
Direktoriums, Bruvelaitis, am 25. Januar für das Memelgebiet eine 
Wahlkreiskommiſſion ernannt, die fich aus folgenden Perjonen zu- 
ſammenſetzt: Steuerrat € alei ki s- Alemel als Vorſitzender, Landrat 
ellitz kus = Heydekrug, Landgerichtsrat Arnafchus, Hafendirektor 
Gailius und Beſitzer Va mwil s= Srhmwenzeln als Beiltzer. Charak- 
teriſtiſch ijt es, daß lich diefe Kommiſton nur aus Perſonen zu- 
jammenſetzt, die der Partei des Bruvelaitis ange- 
boren. Wieje Partei ift im Landtag bekanntlich nur durch 5 von 29 
Abgeordneten vertreten. 

„Das Problem des Memelgebietes“, hieß es kürzlich im Londoner 
„Star“, „das von einer überwältigenden deutſchen Llehrheit bewohnt 
iſt, müßte ſofort in Angriff genommen werden. Die ſogenannte 
„Autonome „Verfaſſung' des Memelgebiets hat niemals richtig funk- 
tioniert. Sie wird zur Seit in allen ihren Ceilen von der litauiſchen 
Regierung mißachtet und verletzt. England, Frankreich und Stalien 
mühſen jetzt energiſch einſchreiten, bevor fich internationale Swiſchen⸗ 
fälle ergeben.“ 


Lettland und Eſtland im Jahre 1934. 


Cine einheitliche Betrachtung der politiſchen Vorgänge und Ergebniſſe 
des vergangenen Jahres in den baltiſchen Kernſtaaten Lettland und 
Estland ergibt ſich völlig zwanglos aus dem in beiden Ländern gleich- 
laufenden Sluß der Ereignijje. Vas jahrhundertealte Heſet, wonach der 
baltiſche Naum, gleichviel ob lettiſcher oder eſtniſcher Sprach- und Volks- 
boden, einerlei Schickſal untertan iſt, gilt unverändert auch heute 
noch, wo die politiſche Einheit des Raumes nicht mehr beſteht. Ber- 
bindende Klammer war ſtets und bleibt auch heute noch und in alle Zukunft 
das unvergängliche Gut deutſcher Gefittung. Mittler dieſer 
einigenden Kulturgabe aber iſt als dritter gleichberechtigter 
Herr baltiſchen Bodens, hüben und drüben von den lettifch- 
eſtniſchen Srenzpfäblen, das feit mehr als 700 Jahren der gleichen Heimat 
unlöslich verbundene baltiſche Deutſchtum. 

Das Jahr 1934 hat den Völkern des baltiſchen Raumes tief ein- 
ſchneidende Veränderungen gebracht, die nach dem Willen 
neuer Machthaber die Oukunft der drei Heimatvölker entſcheidend um- 
geſtalten follen. Wohl ift ein baltiſcher Staatsmann kaum denkbar, der 
die Schickſalsderbundenheit Lettlands und Ejtlands ableugnen könnte, die 
Einbezogenheit des deutſchen Bevölkerungsteils in die Schickjalsgemein- 
ſchaft der Heimat ift jedoch bisher immer noch lettiſcher- oder ejtnifcher- 
ſeits gar nicht oder nur widerwillig und mit Vorbehalten anerkannt 
worden. Die Staatsumwälzung des Jahres 1934 hat diefe 
bedauerliche Einstellung zum baltiſchen Deutſchtum weiter verſchärft, indem 
die neue Staatsideologie von heute den deutſchen Volksgruppen jegliches 
maßgebende Mitbeſtimmungsrecht an den Geſchicken der Heimat 
abfpricht und auch eine Mitarbeit am Staate unter rein lettischer 
oder eſtniſcher Führung nur dann duldet, wenn das Deutſchtum fich feſter 
als bisher in das Staatsganze einbauen läßt. Dieſe neuerdings febr 
beliebte ſchlagwortartige Wendung beſagt die Preisgabe nahezu 
aller, vom baltiſchen 1 bisher noch ge- 
baltener völkiſcher Poſitionen. 

Das alles andere l inibe Sefchehen in den Schatten ſtellende grund- 
legende Ereignis des Jahres 1934 ijt die Crrichtung des autori- 


tären Staates in Lettland und Eftland. Die Schickſalsübereinſtim— 
mung zwiſchen beiden Ländern geht ſoweit, daß die Ablöjung der Parla- 
mentsdemokratie durch den Führungsſtaat in Riga und Reval faſt gleich- 
zeitig Catſache wurde: in Eſtland am 12. März und in Lettland in der 
Nacht vom 15, auf den 16. Mai 1934. Das politiſche Schwergewicht der 
beiden Staatsummälzungen wird von einem jeglichen Beurteiler un— 
abhängig von feiner weltanſchaulichen Nichrung zugegeben. Für den Bericht 
erſtatter, der auf dem Boden des europäiſchen Erneuerungsgedankens 
ſteht, ergibt fich trotz bejahender Einftellung zum autoritären Prinzip eine 
weſentliche Cinſchränkung. Es kann gewiß begrüßt werden, wenn 
zwei weitere europaiſche Staaten ſich aus der Verkrampfung eines iiber- 
lebten Suſtems noch rechtzeitig gelöſt haben, ehe der liberaliſtiſche Unſtaat 
ſein verderbliches Werk an ihnen vollendet hatte. Nicht aus der Welt 
zu Schaffen ijt aber die Tatjache, daß die führenden Männer des neuen 
Regimes weder hier noch auch dort von einer machtvoll aus dem Volke 
emporgemwachjenen Bewegung zur Macht getragen worden ſind, ſondern 
auf den Vajonetten der ſtaatlichen Exekutive. Die heutigen Lenker der 
Geſchicke Lettlands und Estlands, Ulmanis und Päts, find erft im 
Beſitz ihrer Machtpoſitionen daran gegangen, nach Beſeitigung alter 
Formen für ihre Völker neue politiſche Gejtaltungen anzuftreben, um Jo 
nachträglich ein Gerüft für den Neubau des Staates zu zimmern. Wie 
weit ein ſolches Vorhaben glücken wird, ob der rechte Zimmermeifter am 
Werk, der Bauplan richtig, das Fundament tragfähig ift, ob die Bau- 
ſteine fich dem Ganzen einfügen werden, ſteht noch dahin. Ver Bemwäh- 
rungsprobe ſchweren Unwetters ſind die Neubauten der Herren Ulmanis 
und Päts noch nicht ausgeſetzt worden. Ein Bild davon, wie weit die 
Hausinſaſſen in den neuerrichteten Hallen heimiſch geworden find, kann 
nur in ungefähren Umriſſen aufgezeigt werden. Es gibt dafür eigentlich 
nur einen einzigen, dafür aber febr eindeutigen Maßſtab. Das ift die 
unüberwindlihe Abneigung der neuen Machthaber, ihren 
Sührungsanſpruch dem Urteil des Volkes durch einen Volksent⸗ 
ſcheid oder durch allgemeine Volkswahlen zu unterwerfen. Ob- 
zwar Herr Ulmanis fich ſtets als „Volksführer“ zu bezeichnen pflegt 
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und ſich bei jeglichem Anlaß mit diefem Titel huldigen läßt, wenn auch 
Herr Päts den Anſpruch erhebt, als Vater des Vaterlandes 
Staat und Volk vor ſchwerſten inner- und außenpolitiſchen Schädigungen 
bewahrt zu haben, wenn beide Männer ihren Völkern Führer zu neuen, 
glücklicheren Gejtaden fein wollen, Jo ſcheint doch das Volkviel⸗ 
fach anderer Meinung zu fein. Die Einmütigkeit der Macht- 
baber in der Furcht von einer unmißverſtändlichen Außerung des Volks- 
willens wäre jonft unverſtändlich. In diefer Abneigung gegen eine Volks- 
befragung läßt fich Herr Päts keineswegs durch das bis zum Überdruß 
wiederholte Bekenntnis feiner Regierung zur „demokratiſchen Grund- 
einſtellung“ des eſtniſchen Volkes beirren, noch auch Herr Ulmanis, trotz 
der durch den Mund des Staatspräſidenten Kwerſis in der Neuſahrs- 
botſchaft an das „geeinte Volk“ ausgeſprochenen Suverſicht in den „neuen 
Geiſt, der das lettiſche Volk eint“. Beide Staatsführer werden nicht mit 
Unrecht in einem verſchwiegenen Winkel ihres Herzens die Beſorgnis 
hegen, daß ihre Untertanen in den neuen Machthabern die Parteihäupter 
alten Stils noch nicht vergeſſen haben, die ſowohl Ulmanis als auch Päts 
bis vor kurzem noch waren. Denn beide Völker find tatſächlich eins in 
der einmütigen Abſcheu vor der verfloffenen Partei- 
wirtſchaft. Die liberaliſtiſche Mißregierung der vergangenen Jahre 
hat fraglos große Verheerungen in der Seele der baltiſchen Völker an- 
gerichtet, eines aber doch nicht vermocht: das natürliche Volks- 
empfinden für Creu und Glauben, für Recht und Unrecht iſt 
nicht verſchüttet worden. Und ſo wird das lettiſche, ſo das eſtniſche Voll 
den Gewalthabern von heute den Bruch der beſchworenen 
Verfafſung durch die Staatsſtreiche vom 12. März und 15. Mai 
nicht vergeſſen noch auch vergeben. Es iſt wohl denkbar, daß 
ein Cag kommen kann, an dem sich die Cat gegen ihre 
Urheber kehrt. Belaſtend für das heutige Regime in den Augen 
des Volkes iſt ferner der Umſtand, daß durch die Umwälzung vom 
12. März Laidoner und Päts eine Stellung uſurpiert haben, die nicht 
dieſe Männer oder deren Anhänger geſchaffen und hergerichtet haben, 
ſondern die Bewegung der Freiheitskämpfer, daß fich die Männer des 
Staatsſtreichs alfo gewiſſermaßen ins warme Neſthineingeſetzt 
hatten, aus dem die rechtmäßigen DBefiter ver- 
trieben worden waren. An der zurückhaltenden Cin- 
ſtellung der Maſſen zum neuen Regime hier wie in Lettland vermag 
auch die fortdauernde irtſchaftsbelebung nichts zu ändern, 
die in allen amtlichen Kundgebungen beider Regierungen immer wieder 
berausgeftellt wird. Ganz beſonders viel tun fih die Verantwortlichen 
beider Länder darauf zugute, daß die Geißel der Arbeitsloſigkeit, zumeiſt 
wohl unabhängig von den darauf abzielenden Negierungsmaßnahmen, Jo 
gut wie gänzlich gebannt ift. 

Auf dem Hintergrunde der Volksſtimmung kann der amtliche 
Optimismus, auf den die Neujahrsregierungskundgebungen in Reval 
und in Riga abgeſtimmt find, nicht recht überzeugend wirken. Sweifel 
ſind geſtattet, wenn Ejtlands Staatspräſident Päts in einer Rundfunk- 
anſprache am Silveſterabend bekundet, der „fejte Wille, der im vergange- 
nen Jahre im eſtniſchen Volke zutage getreten“ ſei, „möge auch im neuen 
Jahre andauern“, Sweifel daran, ob dieſer zweifellos vorhandene feſte 
Wille fich in der Weiſe manifeſtieren wird, wie fie dem Redner vor- 
geſchwebt hat. Sweifel regen fich auch, wenn fein Rigaer Kollege Ulmanis, 
pathetiſcher als der nüchterne Este, erklärt: „Nun find die letzten Feſſeln 
gefallen und der Weg zu den ſtrahlenden Vergesgipfeln der Zukunft liegt 
offen vor uns. Wir wollen ihn in Einmütigkeit und Gemeinſchaft be- 
ſchreiten. So werden wir neuer Schönheit, neuer Kraft und Macht ent- 
gegengehen.“ 

Der Mangel an Volksverbundenheit bei den leitenden 
Staatsmännern, das verdroſſene Mißtrauen der Volks- 
maffen, die Abweſenheit des wahrhaften Volks- 
führers find gemeinſame Kennzeichen einer ganzen Neihe von heutigen 
Staatsgebilden, die im Grenzgebiet zwiſchen Gejtern und Morgen ihr 
Weſen treiben. Darunter ift das Exempel Öfterreich uns Deutſchen im 
Reich wohl am geläufigſten. In die Reihe dieſer Staaten find Eſtland 
und Lettland im Jahre 1934 eingerückt. Wie in den anderen Gemein- 
weſen dieſer Art, ſind in Lettland und Eſtland von heute die führenden 
Männer durchweg dem Alten zugetan und dem Neuen ab- 
hold. Nur rechnender Verſtand ſucht den Durſt der Völker nach Er— 
neuerung durch Einzelmaßnahmen im Sinne der neuen Gedankenwelt zu 
ſtillen und zu täuſchen. Dieſe Männer ſind den Völkern und Staaten 
gegenüber, in denen das Neue wirklich zum Durchbruch gelangt ift, k ü hl 
bis ans Herz hinan. Und das nicht ohne Grund, denn fie leben in 
ſteter Furcht. Sie mißtrauen ihrer Gefolgſchaft und glauben letzten Endes 
doch nicht daran, daß ihre Völker fich auf die Dauer mit dem abgeſtande- 
nen Nöhrenwaſſer ihrer Teilreformen zufrieden geben werden, wenn der 
Trunk aus dem lebendigen Brunnen der neuen Seit winkt. Allerdings 
hat Herr Ulmanis die Seichen dieſer Seit in einer Hinſicht richtig zu deuten 
gewußt, und zwar, als er bei der Machtübernahme und in der Folgezeit 
den in Lettland beſonders ſtark ins Kraut geſchoſſenen Marxismus 
auszujäten fich unterfing. Freilich liegt auch hier wieder die Frage nahe, 
wie weit es dabei gelungen ift, die Wurzeln des Unkrauts zu faſſen, und 
ob bei einer politiſchen Witterungsänderung die geilen Triebe des völker- 
verderbenden Gewächſes nicht üppiger denn je emporſchießen werden. Es 
iſt nicht alles damit getan, wenn die ſichtbare marxiſtiſche Organiſation 
auseinandergejagt und die Sührerſchaft eingekerkert ift. Der Kampf 
gegen dieſes Übel iſt nur dann fiegreich beendet, wenn die verführten und 
betrogenen Waffen der Werktätigen, der marxiſtiſchen Führung ent- 
fremdet, ſich zu innerſt von der Klaſſenkampfideologie losfagen und zur 
Bolksgemeinfchaft zurückkehren. Damit hat es aber im heutigen Lett- 
land anſcheinend noch gute Wege. Die ſtille Oberfläche des politiſchen 
Lebens vermag nicht über die Unruhe in der Tiefe hinwegzutäuſchen. Der 
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mächtige Nachbar im Oſten hat die vorläufige Niederlage der 
lettlandiſchen Apoſtel ſeiner aſiatiſchen Barbarei weder verſchmerzt noch 
auch vergeſſen, und die Kommuniſtiſche Internatlonale hat 
ſich in ihrem Kampfabſchnitt Lettland noch keineswegs als endgültig 
geſchlagen bekannt. Wird das lettiſche Volk, in ſeiner überwiegenden 
2llehrheit ein innerlich geſundes Bauernvollk, noch rechtzeitig erkennen, 
daß es einer anderen «üjtung bedarf, um die drohende Gefahr zu bannen? 
Nicht die neue, angeblich bejjere Verfaſſung tut es und ſicherlich nicht 
allein die Slut von neuen geſetzgeberiſchen Alaßnahmen. Was bitter not 
tut, das iſt ein Mann an der Spitze des Volkes, der nicht nur das Zeug 
zu einem erfolgreichen Politiker hat und die Dinge zu meiſtern verſteht, 
ſondern der ein Gefaß des Glaubens an die Erneuerung ijt. Es genügt 
nicht, wenn der völkiſche Vorkämpfer es ſeinen erfolgreichen Vorbildern 
bei anderen Nationen abgeguckt hat, wie fie fich räufpern und wie fie ` 
Jpucken, die heilige Schale mit dem Heilmittel gegen die Gebrechen der 
Geit aber nicht in ſtarken Armen hält. 


Wenn ſolchergeſtalt der Sukunftspfad des neuen lettiſchen Volks- 
führers Ulmanis Jteinig und voller Hinderniſſe ijt, Jo hat auch der eſtniſche 
Staatswagen, den Herr Päts und General Laidoner zu neuen Sielen 
ſteuern wollen, noch keine freie Bahn voraus. Mühſam und holprig gebt 
die Sahrt vor fich. Auch in Eſtland will es nicht Jo recht gelingen, mit 
der geeinten Kraft der ganzen Nation als Vorſpann die große Straße 
zeitverbundener Entwicklung zu gewinnen. Ein ſchwerer Hemmſchuh für 
das neue Regime ijt die Catſache, daß der Aufſtieg des Duumvirats Päts- 
Laidoner zur Macht durch einen Vernichtungskampf gegen 
die Volksbewegung der Freihelrtskampfer eingeleitet 
wurde. Wenn die Niederlage der Bewegung vom 12. März 
nicht zu einer völligen Kataſtrophe für ſie wurde, jo liegt das ſicherlich 
nicht am guten Willen der Regierung Päts. Dieje hat nichts unverjucht 
gelaſſen, die Freiheitskämpferbewegung zur Strecke zu bringen, eine Be- 
wegung, die, vom Fronterlebnis im Befreiungskriege gegen die kommu- 
niſtiſchen Horden Lenins und Crotzkis ausgehend, das eſtniſche Volk für 
die Ideen einer neuen Seit zu gewinnen trachtete. Ver beachtlichſte 
Aleilenſtein auf dem Vormarſch zu dieſem Giel war der gewaltige 
Wahlſieg der Bewegung im verfaſſungsändernden Volks- 
entſcheid vom Oktober 1933, wo die Bevolkerung Ejtlands, 
ungeachtet ihrer völkiſchen Zugehörigkeit, fich mit einer über- 
waltigenden Alehrheit zu den Hochzielen der Be- 
wegung bekannte. Iſt der Bund der Creiheitskämpfer auch heute 
aufgelöſt, ſeine Organiſation zerjchlagen, feine Preſſe ausnahmslos unter- 
drückt, die Führer landflüchtig oder gefangen, die Gefolgſchaft verfolgt 
und gehetzt, Jo ijt die heute nach heftigſten politiſchen Auseinanderſetzungen 
durch Verhangung des Kriegszuſtandes erzwungene Ruhe keines- 
falls alsſtillſchweigende Billigung des Verhaltens 
der Regierung Päts-Laidoner durch das Volk zu 
deuten. Die wahre Volksgefinnung ijt blitzartig bei einer Veranlaſſung 
zutage getreten, die auch abgeſeyen davon eine peinliche d chlappe für 
das heutige Oyjtem darjtellt. Gemeint ijt die an einem November— 
tage des Jahres 1934 erfolgte Slucht des Sreiheitskämpfer-⸗ 
führers Dirk aus dem wohlvoerwahrten Nevaler Verließ. Dirk ent- 
zog ſich ſeiner Haft in einer überaus eleganten Weiſe und gab ſeine ver— 
blufften Kerkermeiſter allgemeinem Gelachter preis. Alle Berichte über 
die Volksſtimmung in den Lagen nach dieſer Flucht ſprechen über- 
einjtimmend von dem großen Eindruck, den diejes Hujarenjtückchen 
auf das eſtniſche Volk gemacht hat. Selbſt die offiziellen Berichte laffen 
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in Stadt und Land zutage trat, begleitet von einer leidenſchaft⸗ 
lichen Erwartung kommender politiſcher Ausein- 
anderjetungen, die an die Slucht geknüpft wurde. Jedoch auch 
in Kreiſen, die politiſch zu uninterejjiert ſind, um an der allgemeinen Er- 
regung teilzuhaben, fehlte es nicht an ſchmunzelnder Befriedigung, mit 
der die wenig rühmliche Rolle der Regierung bei dieſer Affäre begleitet 
wurde. Ein weiteres Ereignis ergänzt das Stimmungsbild. Im Gegenſatz 
zur Flucht Artur Sirks hat dieſes letztere in der Auslandspreſſe wenig 
Beachtung gefunden und iſt in der ſogenannten eſtländiſchen Öffentlichkeit 
überhaupt totgeſchwiegen worden. Es iſt das die Ende 1934 bereits nach 
der Flucht Sirks ſtattgehabte Beerdigung eines im Revaler 
Gefängnis geſtorbenen Vorkampfers der Freiheits- 
bewegung. Die ſpontane Beteiligung einer vieltauſend-⸗ 
köpfigen Volksmenge geſtaltete den Trauerzug zu einer m a ch t= 
vollen Kundgebung des ungebrochenen Lebens- 
willens der eſtniſchen Erneuerungsbewegung. Der 
tote Kämpfer wurde nach einem Trauergottesdien)t im Revaler Vom, bei 
welchem dieſe größte Kirche der Landeshauptjtadt die Menge der Leid— 
tragenden nicht entfernt faſſen konnte, von einem Gefolge ju Grabe 
geleitet, wie es dieſe alte Stadt noch nie geſehen hat. 
Auf dem Grabe wurde ein mächtiger Kranz mit einer Widmung des in 
Finnland in der Verbannung befindlichen Führers der Freiheitskämpfer 
Sirk niedergelegt. Angeſichts der Kranzſpende brach die Menge in 
laut hallende „EClagu“-Nufe auf den amtlich als Landes- und Volks- 
verräter gebrandmarkten Führer Sirk aus. An der offenen Gruft hielt 
der Sreiheitskämpferführer General Larka eine Anſprache an die 
Verſammelten, die das verdienstvolle Wirken des Verſtorbenen für Volk 
und Heimat im Sinne der Erneuerungsbewegung feierte. Die Rede klang 
in die begeiſtert von der Volksmenge aufgenommene Freiheits- 
kämpfer-Humne aus, die mit zum Gruß erhobenen Hän- 
den entblößten Hauptes geſungen wurde. Die überaus zahlreich auf- 
gebotene Polizei vermochte trotz wiederholter Anſätze nicht, die Rund- 
gebung einzudämmen. Nach Beendigung der Kundgebung ſind zahlreiche 
Verhaftungen beteiligter Perſönlichkeiten erfolgt. l 
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Mit der Betrachtung über die Staatsſtreiche vom 12. Marz 
und 15, Mai ift alles Weſentliche zum innerpolitiſchen Geſchehen in Eft- 
land und Lettland geſagt. Der Weg beider Staaten ins neue Jahr 1955 
iſt fehickfalsmäßig durch diefe Vorgänge feſtgelegt. In gleicher Weiſe 
richtunggebend für die Außenpolitik iſt der 1934 erfolgte Ab- 
fhluß des Baltiſchen Dreibundes wischen Eſtland, Lett- 
land und Litauen. Maßgebend für diefe Komeption ift das Beſtreben der 
Staatskanzleien in Riga und Reval, eine Bindung an die Politik irgend- 
einer der ins politiſche Kräfteſpiel des baltiſchen Raumes verftrickten 
Großmächte um jeden Preis zu vermeiden und den Anſchluß an den 
litauiſchen Nachbar zu ſuchen, um die als nicht genügend durchſchlags- 
fähig befundene Kombination Eſtland-Lettland ohne die gefürchtete An- 
lehnung an eine Großmacht in ausreichendem Maße zu kräftigen. So 
mancher eſtländiſche oder lettländiſche Patriot mag diefe Entwicklung mit 
aufrichtiger Sorge verfolgen, denn eine Bindung ſolcher Staats- 
weſen, die gleich Lettland und Eſtland mit ihren Nachbarſtaaten ſchlechter⸗ 
dings gar keine Kolliſionsflächen haben, mit einem in dieſer Hinſicht un- 
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gewöhnlich ſchwer belafteten Nachbarſtaat, kann Gefahren in fich bergen, 
die fich heute noch gar nicht überſehen laffen. Die bekannte Klauſel des 
Dreimächtevertrages, laut der die Litauens Außenpolitik belastenden 
Probleme nicht unter die Abmachungen des Vertrages fallen, iſt nur ein 
ſchwacher Croft. Dazu kommt, daß der neugewonnene Bundesgenoſſe eine 
geradezu ungewöhnlich unfähige Staatsführung ſein eigen nennt. Grund 
genug den Gewinn aus der baltiſchen Entente für Lettland und Eſtland 
fragwürdig erscheinen zu laffen. 

Der Eintritt der zwei baltiſchen Staaten Lettland und Eſtland in das 
neue Jahr geſchieht unter Sternen, die nicht durchweg günftig zu deuten 
ſind. Sowohl auf dem Gebiet der Innenpolitik als auch in den Be- 
ziehungen zu den Nachbarmächten als auch endlich im Verhältnis zu den 
deutſchen Volksgruppen, das befonders ſchickſalsträchtige Folgen zeitigen 
kann, machen fih Tendenzen bemerkbar, die den Gegebenheiten des 
Raumes und den Forderungen der neuen Seit nicht genügend Rechnung 
tragen. Möge der gefunde Sinn beider Völker den ſicheren Weg aus den 
Irrungen und Wirrungen bald finden. 8. 


Gſtland⸗ 
Die deutſch⸗volniſche Annäherung. , 


Am 27. Januar traf der preußiſche Minifterpräfident General 
Göring in Warſchau ein: in ſeiner Begleitung befanden ſich die 
Göring unterſtellten Leiter des Reichsforſt— und Jagdweſens, 
von Keudell und Hauſendorf. Nach einem Frühſtück, ju dem 
der polniſche Außenminiſter Oberſt Beck geladen hatte, traten die 
deutſchen Gäſte die Weiterreiſe nach den Sorften von DBialowiez an, 
wo fie an einer vom polniſchen Staatspräſidenten Moſcic ki veran- 
ſtalteten Jagd teilnahmen. Zu den Cagdͤgäſten gehörten auch 
der deutſche Botſchafter in Warſchau von Moltke, der polniſche 
Botſchafter in Berlin. Lipfki, der Generalinſpekteur der polniſchen 
Armee, General Sofnkomfki, der ſtellvertretende Kriegsminiſter 
Sabrucn, der Landwirtſchaftsminiſter Poniatowſki, der 
Senatsmarſchall Raczkiewicz und der mit Göring befreundete 
ſchwediſche Gefandte in Warſchau. . 

Vor kurzem ſprach in Berlin auf Einladung der Geſellſchaft zum 
Studium Oſteuropas der bekannte polniſche Wirtſchaftswiſſenſchaftler, 
Prof. Krzyzanowſki-Krakau über die polniſche Wirtſchafts- 
entwicklung. In Effen hielt auf Einladung des Verlages der dortigen 
„Nationalzeitung“ der bekannte polniſche Germanift Profeſſor 
Lempicki-Warſchau einen Vortrag. 

Der Verlag der Effener „Nationalzeitung“ wird eine vierbändige 
üÜberfeßkuna der eden und chriften des ar- 
ſchalls Pilfudfki herausgeben. Die Überſetzung wird von dem 
bekannten Reumont ~ Ülberfeter und polniſchen Diplomaten Racz- 
komfki (Schriftſtellername: Paul d' Ardechah) beſorgt. Zugleich wird 
in einem anderen Verlage eine einbändige Auswahl aus Pilſudſkis 
Schriften erſcheinen, überſetzt von Heinrich Koitz, der vor einiger 
Zeit den Roman von Choromanſki „Eiferſucht und Medizin“ ins 
Deutſche übertragen hat. 

In nächfter Zeit wird in Berlin eine Ausſtellung pol- 
niſcher Graphik ſtattfinden. Dieſe Ausſtellung, die ſpäter auch 
nach Hambura gehen foll und neben moderner polniſcher Graphik auch 
Werke der älteren Holzfchnittkunft aus Polen zeigen wird, ſollte bereits 
19% ftattfinden, mußte damals aber wegen der herrſchenden politiſchen 
Spannung wieder abaefogt werden. 

Der Rektor der Cechniſchen Hochſchule in Berlin-Charlottenburg. 
SA-Oberführer Prof. Dr. A. v. Arnim, hat an der unter feiner 
Leitung ſtehenden Leſſing-Hochſchule eine neue Fachſchaft 
„Deutſch-polniſches Inſtitut“ eingerichtet. deren Leitung er 
ſolbſt mit dem hierzu vom Warſchauer Außenminiſterium ermächtiaten 
Botſchaftsſekretär von der polniſchen Botſchaft in Berlin, Juliuſz 
Skorkomfki, übernommen hat. 

Im Anſchluß an den Staatsbeſuch des Senatspräfidenten Greifer 
hioft fich auch der Danziger Propagandaſenator Paul Baker mit 
feinem Referenten für Fremdenverkehrsangelegenheiten Dr. Barth 
in Warſchau auf. um mit den zuständigen polniſchen Stellen die Mög- 
ſichkeiten eines verſtärkten Danzig-pofnifchen Fremdenverkehrs zu be- 
ſorechen. Es ift damit zu rechnen daß in nächſter Zeit diesbezügliche 
Vereinbarungen auf der Grundlage der Gegenfeitigkeit getroffen 
werden. Die erſte Danziger Beſuchsfahrt nach Polen hat bereits 
ftattaefunden. . 

In nächſter Seit werden die Verhandlungen zwiſchen Danzig und 
Polen weiter fortgeſetzt werden. Wie der „Völkiſche Beobachter“ 
meldete, hat Außenminiſter Oberſt Beck die Abſicht. Danzig einen 
Befuch abzuſtatten. Weiter heißt es. daß der polniſche Minifter- 
prafident Kozlowſki im Frühjahr d. J. den Staatsbeſuch Greifers 
erwidern und ju einem offiziellen Beſuch nach Danzig kommen wird. 


Tie Graebe⸗Beſchwerde „liquidiert“. 


Jahrelang haben fich die diplomatiſchen „Sachverftändigen“ in Genf 
mit N des Abg. Graebe über die Shank- 
konzeffionen beſchäftiat. Sie haben in dieſer Sache fo lange mit 
ihren Paragraphen herumgeſtochert. bis fie ihnen als veraltet, zur 
„Liquidation“ reif zu fein ſchien. Ohne auf die Bedeutung der Be- 
ſchwerde an ſich einzugehen, muß man doch feſtſtellen. daß fih der 
Völkerbund hier wieder einmal recht kläglich aufgeführt hat. Er hatte, 
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wie erinnerlich, ſeinerzeit eine Stellungnahme zu der polniſchen Ab 

an die völkerbundliche Minderheitenpolitik vermieden. AN bei 925 
Wiederaufnahme der Beſchwerde des Abg. Graebe. hätte der Völker- 
bund Gelegenheit zu einer eindeutigen Stellungnahme gehabt. Über- 
flüffig zu fagen, daß er diefe Gelegenheit nich t ausgenutzt hat. Dagegen 
hat Polen ſeinen ſeinerzeit eingenommenen Standpunkt behauptet: Der 
polniſche Vertreter verließ den Sitzungsſaal für 
die Dauer der Behandlung des Berichtes des 
Dreier komitees über die Graebebeſchwerde. In 
ſeiner Abweſenheit wurde der Bericht dann verleſen und einſtimmig 
genehmigt. In dem Bericht ift feſtgeſtellt worden. daß die pol- 
niſchen Ortsbehörden nicht immer nach den Grund- 
ſätzen verfahren Jind, die die Regierung für die 
Regelung ähnlicher Fragen in den von einer ge~ 
miſchten Bevölkerung bewohnten Gegenden an- 
wenden follte. Die polniſche Regierung wird in dem Bericht 
ſchließlich gebeten, darüber zu wachen. daß diefe Grundfäte von den 
Ortsbehörden eingehalten werden. Damit ift der Fall für den Völker- 
bund ſetzt erledigt. 


Turnusurlaub als Mittel der Poloniſieruna. 


Vor etwa anderthalb Jahren hatte der Wojemode Srazunfkı 
in einem Nundſchreiben darauf hingewieſen, daß es wünfchenswert fei. 
an die Stelle von Turnusurlaubern nach Ablauf 
des Smangsurlaubs nach Möglichkeit ſolche Kräfte 
einzuſtellen, die ſchon lange arbeitslos find. An ſich 
eine Maßnahme. die man als ſozial anſprechen könnte, wenn fie tat- 
ſächlich dazu geführt hätte, daß langjährige Arbeitsloſe von dem Elend 
des erzwungenen Nichtstuns befreit wurden. In der Praxis ftellte fich 
diefe „Soziale“ Maßnahme jedoch als eines der zahlreichen 
Mittel heraus, deutſche Arbeiter, die in Turnusur laub 
geſchickt werden für dauerndbrotlos zumachen. Dieſen 
deutſchen Kräften wurde die Wiedereinſtellung verweigert: dafür kamen 
polniſche Kräfte, oft ohne Nückſicht auf die Dauer ihrer Arbeitsloſigkeit. 
wenn ſie nur politiſch zuverläffia (im Sinne des „ſozialen“ Wojewoden) 
waren. in Arbeit und Brot. Das hat im Laufe der Zeit zu fo un- 
erhörten Mißſtänden und kraſſen Ungerechtigkeiten 
geführt, daß fich ſelbſt der Wojewode von der Unzweckmäßigkeit feiner 
Maßnahme überzeugen mußte. Er hat jetzt ein neues Rund- 
ſchreiben an die Induſtriegewaltigen erlaſſen, in dem er feine feiner- 
zeitige Anweiſung aufhebt. Die Turnusurlauber müffen jetzt 
nach blauf ihres Swangsurlaubs wieder ein- 
aeftellt werden. Das Unrecht an den Deutſchen. die durch die 
feinerzeitige Maßnahme des Woſewoden um ihre Arbeitsſtelle betrogen 
worden find, wird jedoch auch jett nicht wiedergutgemacht werden. Ob 
und wie die Anweiſung des neuen Nundſchreibens von den Unterneh- 
mungen praktiſch durchgeführt werden wird, wird man abwarten müſſen. 
Srazunfki pflegt nicht ärgerlich zu fein, wenn feine Anweiſungen nicht 
durchgeführt werden, ſofern mit der Nichtbefolgung eine Schädigung des 
Deutſchtums beabſichtigt iſt. l a 


Urteil acaen die Volksbundjiugend beſtätiat. 


Vor dem Appellationsgericht in Kattowitz kam der Bolksbund- 
projeß in zweiter Inſtanz zur Verhandlung. Die Anklage richtete ſich 
gegen elf ſugendliche Mitglieder des Deutſchen Volksbundes. Es 
handelt. ſich um die ſogenannte Bolksbundjugend.. die am 
25. Juli 1933 auf Grund einer polizeilichen Verfügung aufgelöft wurde. 
Die Führer der Volksbundjugend wurden nach einem Unterſuchungs— 
verfahren unter Anklage geſtellt und ſchließlich vom Landgericht in 
Kattowitz im Sebruar 1034 wegen anaeblicher Gebeimbündelei zu 
Gefängnisstrafen von ſechs bis zehn Monaten verurteilt bei Jubilligung 
einer dreijährigen Bewährungsfriſt. Die Staatsanwaltſchaft ſtellte ſich 
damals auf den Standpunkt, daß die Volksbundjugend eine Organi- 
ſation cemefen fei. deren Zweck und Ziel vor den Behörden geheim- 
gehalten werden ſollten. Die Angeklagten machten dagegen geltend. 
daß fie ledialich im Nahmen des Volksbundes Jugendarbeit geleiſtet 
hätten. Dieſe Tätigkeit fei den Behörden keineswegs un⸗ 
bekannt geweſen, da bei der Polizei wiederholt Verhöre über die 
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Tätigkeit der Volksbundjugend ſtattgefunden hatten. Gegen das Urteil 
hatten ſowohl die Angeklagten als auch die Staatsanwalifchaft Be— 
rufung eingelegt. Bei der Verhandlung vor dem Appellations— 
gericht forderte der Staatsanwalt eine Erhöhung der Strafe mit der 
Begründung, daß die Angeklagten bemüht geweſen ſeien, die Tätigkeit 
der Volksbundjugend vor den Behörden geheimzuhalten. Nach zwei— 
tägiger Verhandlungsdauer verkündete das Gericht das Urteil. Das 
Urteil der erſten Inſtanz wurde beſtätigt. Die Angeklagten haben 
außerdem die Koſten des Verfahrens zu tragen. l 


Die polniſchen Staatsforſten. 


Der polniſche Staat beſitzt an Forſten, Gewäſſern und Land— 
flächen 3 033 009 Hektar. Dieſe rieſige Fläche hat nach den Angaben, 
die der Abg. Graf Czapfſbi im Haushaltsausſchuß des Sejm ge— 
macht hat, in der Zeit vom 31. Oktober 1932 bis zum 31. Oktober 1935 
einen Gewinn von 7 869000 Sloty abgeworfen. Das 
ſind je Hektar nur 2,59 Zloty (S etwa 1,25 Na.). Dabei ift zu 
bedenken, daß die Staatsforſten keine Steuern (nur in Galizien Grund- 
ſteuer) und keine Stempelgebühren bezahlen. Würde man die Steuern 
in Anrechnung bringen, ſo würde der Haushalt der Staatsforſten, der 
fich auf 2 Milliarden Zloty beläuft, mit einem Verluſt äbſchließen! 
Die Lage iſt alſo Jo, daß die privaten Sorften je 
Hektar dem Fiskus mehr an Steuern einbringen, 
als die Staatsforſten an Einnabmen abwerfen. Wenn 
ein privater Waldbeſitzer, bemerkte das Wilnaer „Slo wd“ hierzu, 
zum Finanzamt käme und dort angäbe, daß er aus feinem Walde je 
Hektar nur 2,59 Zloty herausgewirtſchaft habe, dann würde man ihm 
dort einfach nicht glauben oder ihn für einen ausgeſprochen ſchlechten 
Wirtſchafter halten. „Aus dieſer Gegenüberſtellung entſteht die über— 
aus intereſſante Frage, die ſogar eines philoſophiſchen Anſtrichs nicht 
entbehrt, wieviel beſſer man wirtſchaften muß als der Staat, um in den 
Augen des Staatsſchatzes nicht als ‚Schlechter Wirt‘ zu gelten.“ 


Der Avpfelſinenkrieg. 

Daß Apfelſinen Luxus ſind, iſt den Bewohnern Polens durch die 
unerhört hohen Preiſe ſtets draſtiſch in Erinnerung gebracht worden. 
Infolge des hohen Solles find die Apfelfinenpreiſe in Polen 
weit höher als in Deutſchland. Mit Wirkung vom 28. Dezember aber 
it der Soll als Solge des ſpaniſch-polniſchen Han— 
dels vertrages um 80 v. H. herabgeſetzt worden. Der 
niedrige Jollſatz kommt auch den Ländern zugute, die mit Polen einen 
Meiſtbegünſtigungsvertrag abgeſchloſſen haben. Alles freute fich auf 
die billigen Apfelſinen. Aber die Sache kam zunächſt anders. Die 
Großhändler in Sdingen riffen fich um die Ware und trieben damit den 
Preis, der pro Kiſte normalerweiſe in Gdingen 38—40 Zloty hätte 
betragen dürfen, auf 60 und mehr Zloty in die Höhe. Das dauerte fo 
lange, bis die polniſche Regierung mit der Feſtſetzung eines 
Höchſtpreiſes von 1,30 Zloty pro Kilogramm ein— 
ſchritt. Das aber paßte wieder den Händlern nicht. die jetzt auf ihren 
zu teuer gekauften Apfelſinen ſaßen. Sie hielten die Ware zurück; es 
waren in Poſen, Bromberg. Kattowitz und vielen anderen Städten 
keine Apfelſinen mehr oder nur im Schleichhandel 
zu entſprechenden Preiſen zu haben. Verſchiedentlich 
wurden Händler, bei denen die Polizei zurückgehaltene Apfelſinen vor— 
fand, verhaftet und zu Gefängnis verurteilt. Die Behörden ſind an 
der Beilegung des „Apfelſinenkrieges“ und an der Einhaltung des 
Höchſtpreiſes deshalb fo ftark intereſſiert, weil mit Spanien ein R o m = 
penfationsabkommen beſteht, wonach Spanien in dem gleichen 
Umfang feiner Apfelſinenlieferungen an Polen polniſche Waren ab- 
nimmt. 


Eine Pilſudſki⸗Bibliogravhie. 


In Warſchau ift eine Bibliographie der Druck- 
ſchriften über Marſchall Joſeph Pilſudſbi von 
Dr. Stanislous Konopka erſchienen. Die 80 Seiten ſtarke Bro— 
ſchüre verzeichnet nicht weniger als 380 Werke. Die erſte, von einem 
Freunde Pilſudſkis, dem Nomonſchriftſtellen Warlam Siero- 
Tjemfki. Präſidenten der polniſchen Dichterakademie in Warſchau, 
verfaßte Schrift, erſchien bereits 1915. Dieſe Biographie hat ſeitdem 
mehrere Auflacen erlebt. 1916 folgte eine Streitſchrift von einem 
Gegner des Marſchalls. Seitdem kamen alljährlich viele Broſchüren 
und Bücher hinzu. im vorigen Jahr waren es 41. Zwei Werke find 
auch in deutſcher Sprache erſchienen. Nur ein gans geringer Teil der 
Pilſudſki-Literatur, etliche polniſche Broſchüren ſind von Gegnern 
des Warſchalls verfaßt, zu denen vor allem die Natjonoldemokraten 
und die Kommuniſten gehören. Dr. Konopka hat bereits 1995 eine 
Pilſudſki- Bibliographie herausgegeben. Das war keine leichte Aufgabe, 
da es golt Aufrufe und Slugſchriften zu ſammeln, von denen viele 
anonym erſchienen find. 


Wobnunasſteuer als Schulalaabe. 


Der Volksſchulunterricht iſt in Polen bisher frei. Schon 
vor Monaten war jedoch die Rede davon. daß die Neaierung beab- 
fichtige, eine Schulſteuer einzuführen. Jetzt liegt ein Heſetzentwurf 
über eine fog, Schulabaabe vor. Von der urſprünglich 
anſcheinend vorliegenden Abſicht. den Schulbeſuch direkt zu beſteuern, 
bat man jetzt Abſtand genommen. Es ift vielmehr vorgeſehen, 
daß ſämtliche Wohnungen in Stadt- und Land- 
gemeinden, einſchließlich der Wohnungen in neuerbauten oder um- 
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gebauten Häuſern ohne Nückficht auf den Termin der Baubeendigung 
einer Schulabgabe unterliegen. Befreit von der Abgabe 
find u. a. Räumlichkeiten, die für amtliche, kirchliche, wohltätige Sul- 
zwecke uſw. benutzt werden, ferner Cin und Zweizimmerwohnungen, 
die von Arbeitsloſen (ohne Untermieter) oder Invaliden oder deren 
Witwen und Waiſen bewohnt werden. Befreit werden können auch 
ſonſtige arme Steuerzahler, die nicht mehr als zwei Zimmer be- 
wohnen. Als Simmer gilt jede Räumlichkeit, wie Wohnzimmer, Küche, 
Mädchenkammer, Laden, Saal, Büroraum uſw., nicht aber Badeſtube, 
Speiſekammer, Veranda, Vorzimmer, Korridor u. a. Räume, die fith 
nicht zum Bewohnen, zur Ausübung eines Berufes oder zur Führung 
eines Unternehmens eignen. Die Steuerſätze betragen von Ein- und 
Sweizimmerwohnungen je Simmer 2 Zloty, von Dreizimmerwohnungen 
je 3 Zloty, von Vierzimmerwohnungen je 4 Zloty und von fünf- und 
mehrzimmerigen Wohnungen je Simmer 5 Zloty im Jahr. Staatliche 
oder kommunale Suſchläge zu dieſer Wohnungsſteuer, deren Erträge 
für Schulzwecke verwendet werden ſollen, dürfen nicht erhoben werden. 

Die polniſche Preſſe ift von dieſem neuen Geſchenk des 
Staatsfiskus nicht entzückt. Auch die regierungstreue Preſſe kriti— 
ſiert dieſen Entwurf. Den döllig verarmten Bauern werde 
dieſe neue Abgabe hart treffen. Die Erhebung der Steuer (insbe— 
fondere die Feſtſtellung der vorgeſehenen Steuerbefreiungen) werde 
un verhältnismäßig viel Arbeit bei geringem finanziellen 
Erträgnis machen. Die weite Saſſung des Begriffes „Simmer“ 
werde viel Ärger hervorrufen. Vor allem aber ſtelle die Steuer 
eine Belaſtung der Neubauten dar, trotzdem von Regierungs- 
ſeite xmal verſichert worden ſei, daß Neubauten 15 Sahre lang von 
allen neuen Steuern befreit bleiben ſollen. Ein ſolches Verfahren, 
heißt es in den polniſchen Blättern, müſſe das Vertrauen in die Geſetze 
erſchüttern. „Wenn der Staat heute“, ſchreibt 3. B. der konfer- 
vative „Czas“, „um ein Loch im Staatshaushalt zu flicken, über die 
eigenen fſeierlichſten Geſetze und Verpflichtungen zur Tagesordnung 
übergeht, weshalb ſollte er morgen nicht eine Einkommenſteuer von 
Aktien der Bank Polfki, von Anleihekupons und von Staatspapieren 
erheben, obwohl dieſe Wertpapiere gleichfalls geſetzlich von dieſer 
Steuer befreit find? ... Die Schulabgabe foll kaum 18 Mill. Zloty, 
alfo weniger als I v. H. des Staatshaushaltes bringen. Und für dieſen 
geringen Vetrag will man die Baubewegung, eine der Säulen der 
Beſſerung vernichten, für dieſen lächerlichen Betrag will man das 
Vertrauen zum Recht untergraben. foll die Autorität des Staates 
eine empfindliche Einbuße erleiden?“ Die Politik des Sinanzminifters 
Samadzki wird von dieſem regierungstreuen Blatt in Grund und 
Boden verdammt. 


Eine volniſche Künſtlerin ausgewieſen. 


Man hatte die Tatſache, daß die bekannte polniſche Tänzerin, Frau 
Bandrowſka-Curſka eingeladen worden war, in Kauen auf- 
zutreten, als Seichen eines neuen litauiſch-polniſchen Entſpannungs- 
verſuches betrachtet. Die litauiſche Preſſe hatte die polniſche Künſt— 
lerin, als fie zum erſtenmal in der Kauener Staatsoper auftrat, 
wärmſtens begrüßt. Um ſo größeres Aufſehen erreate es, als das 
litauiſche Innenminiſterium der Sängerin mitteilte. daß ſie keine 
Genehmigung für weitere Veranſtaltungen habe. 
Von der Polizei erhielt Frau Bandrowſka-Curſka die Aufforde— 
rung, Litauen ſofort zu verlaſſen. Bei ihrer Abfahrt 
fanden ſich auf dem Kauener Bahnhof einige Leute ein, die Hochrufe 
auf die Sängerin ausbrachten. Die Polizei ging geren f'e vor: ein 
volniſcher Student wurde verhaftet. In Polen ift man über dieſes Ber- 
halten der litauiſchen Regierung natürlich empört. Der „Ex vreß 
Porannu“ bezeichnet es als unerhört und brutal“: Nichts 
könne zur Nechtfertigung einer ſolchen Maßnahme angeführt werden. 
Vermutlich fei der Grund für die Ausweiſung die Begeiſterung geweſen. 
mit der die Sängerin von der öffentlichkeit in Kauen begrüßt worden 
fei. Das Blatt erinnert in diefem ZJuſammenhange an eine Äußerung 
des polniſchen Außenminiſters vom letzten Jahre der die barba- 
riſchen Methoden der litauiſchen Stellen“ als das 
Haupthindernis für die Verſtändigung der beiden Staaten bezeichnet hat. 


Oſt⸗Univerſitäten bevorzuat. 


Neichsminiſter Ru ft hat die Nichtlinjen für das Studium 
der Nechtswiſſenſchaft veröffentlicht. Von grundſätzlicher Bo- 
deutung an dieſen Richtlinien iſt nicht nur die Marke Betonung. die die 
Raſſon- und Volkskunde. die Vorgeſchichte und Geſchichte als notwendige 
Grundlagen artqemäßer Rechtserfaffung erfahren, ſondern auch der Hinweis 
darauf, daß für das rechtswiſſenſchaftliche Studium die 
Univerfitäten Kiel, Breslau und Königsberg zu be- 
vorzugen find. Die dortigen rechtswiſſenſchaftlichen Fakultäten follen 
zu „politiſchen Stoßtrupps“ ausgebaut werden. , 

Weiter hat der RNeichserziehungsminiſter das Studium an der 
Staatlichen Akademie für praktiſche Medizin in 
Danzig als Vorbereitung für das im Reich abzulegende medizi- 
niſche Staatsexamen anerkannt. Das in Danzig zugebrachte 
klinifche Semeſter wird voll angerechnet. Außerdem ift es auch 
möglich das vorgeſchriebene Oſtſemeſter in Danzig zu verbringen. 
Dieſe Berückſichtigung Danzigs als Hochſchulſtadt iſt unbedingt zu 
begrüßen. 
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Danziger Fragen. 


Danzig vor dem Völkerbund. 

Es iſt für die Geſinnung der klerikalen und zentrümlichen Leute 
in Danzig bezeichnend, daß Jie es nach Emigrantenart für angebracht 
ai fremde Staaten gegen ihren Heimatjtaat m mobilifieren. 

inige katholiſche Geiſtliche batten fih im vergangenen 
Jahre an den Danziger Bölkerbundskommillar mit einer Eingabe ger 
wandt, in der fie ſich über angeblich. verfaffungswidrige Maßnahmen 
des Danziger Senats beſchwerten. Sie waren der Anſicht, daß die 
Anwendung der das Uniformtragen der Jugendver⸗ 
bände regelnden Verordnung vom 1. April 1934 auf die katbolijchen 
Jugendverbände verfaſſungswidrig Jei. Vasjelbe behaupteten ſie von 
dem die Grundlage dieſer Verordnung bildenden Cr ma chtigungs- 
geſetz und von der Anordnung der Schulabteilung, durch die u. a. der 
Beitritt von Schülern zu Vereinen von der Genehmigung 
der Schulbehörde abhängig gemacht wird. Der Bölkerbundskommillar 
hatte diefe Petitionen zuJammen mit einer Eingabe der ſogenannten 
Sentrumspartei, in der gleichfalls über ein angeblich verfaſſungswidriges 
Verhalten des Senates Klage geführt wurde, dem Voölkerbundsrat zur 
Entſcheidung überwieſen. Der Nat beſchloß auf ſeiner Januartagung, 
die Angelegenheit bis zum Mai zu dertagen;, um dem Senat 
Seit zur Stellungnahme zu laffen. In feinem Bericht über dieſe Frage 
hielt es der engliſche Lordſiegelbewahrer Eden für ‚angebracht, die 
Mitglieder des Völkerbundes darauf hinzuweiſen, daß in einigen Auf- 
rufen des Danziger Senates und in einigen Verwaltungsmaßnahmen 
„die Möglichkeiten einer Entwicklung angedeutet ſcheinen, die mit der 
vom Völkerbund garantierten Berfaffung der Freien Stadt vielleicht 
nicht mehr in Einklang gebracht werden könnten“. 

Hierauf antwortete Senatspräfident Greifer: In der Verfaſſung 
jei ausdrücklich der Gedanke der Demokratie verankert, 
demzufolge die Mehrheit der Bevölkerung die Willensrichtung der 
Regierung beſtimmt. Die Danziger Bevölkerung habe ſich in den 
Volkstagswahlen von 1933 zu mehr als 50 v. H. und in den 
Kreistagswahlen von 1934 zu mehr als 80 v. H. für den 
Rationalfozialismus entſchieden. Es fei daher die ſelbſtberſtändliche 
Pflicht der Negierung, dieſem in den Wahlen bekundeten politiſchen 
Willen Rechnung zu tragen. Sür die nationa lſozialiſtiſche 
Regierung, betonte Greifer, jeien ftets Wortlaut und 
Sinn der Verfaſſung maßgebend geweſen, obwohl es 
manchmal ſchwer geweſen fei, die von der übergroßen Mehrheit der 
Bevölkerung gewünſchten Ziele im Rahmen dieſer Verfaſſung zu er- 
reichen. Und es Jei nach wie vor für die Negierung eine 
Selbſtoerſtändlich keit, die vom Völkerbund garan- 
tierte Verfaffuna zu achten. Sie ift jedoch der Anſicht. 
daß es nicht der Sinn einer richtig verſtandenen Demokratie ſein kann, 
daß jeder Querulant berechtigt ſein ſoll, ſein eigenes Süppchen zu 
kochen und der Volkesgemeinſchaft in die Suppe zu ſpucken. 


Schwebelift über die Weichſel. 

In der Techniſchen Hochſchule Danzig ſind zur Seit 
Modelle für einen Schwebelift ausgeſtellt, der jur Verbindung 
der Ufer der Stromweichſel bei Schiewenhorſt er- 
richtet werden ſoll. Es handelt fich um eine Luftſeilbahn. die in ihrer 
Art bisher einzig daſteht. Der geplante Schwebelift foll in dem Sabr- 
korb drei Autos oder 200 Perſonen auf einmal befördern. Die ganze 
Überfahrt einfchließlich des Aufenthalts zum Ein- und Ausſteigen Joll 
nur 2% Minuten betragen. Die Anlage ſoll unabhängig von Hoch- 
waſſer und Eisgang arbeiten. 


Der Seedienſt Oſtpreußen 1935. 


Der Seedienſt Oſtpreußen bat 1934 mit do Fahrten über 
110.000 Sabrgäjte über die Oltjee befördert (1933: 71 365, 1932: 66 700). 
Die drei ſchnellen Schiffe „Hanſeſtadt Damig“, „Preußen“ und „Kaiſer“ 
baben zuſammen 68 000 Seemeilen zurückgelegt, alſo mehr als den drei- 
ſachen Erdumfang (1932: 30000 Seemeilen). Die Beſtrebungen zur 
Belferung des Verkehrs gehen 1055 weiter. Die Hauptprogrammpunkte 
umfaffen die Kieler Woche, die mit drei Schiffen ausgeſtattete Hauptreiſe— 
zeit, welche des ſchönen Späthommers wegen diesmal bis 5. September 
ausgedehnt wird, und vor allem den Herbſtverkehr, den der neue 4000 Co. 
große Schnelldampfer „Tannenberg“ ausführen wird („Hanſeſtadt Danzig“ 
und „Preußen“ find etwa 2500 Co. groß). Auch 1935 wird während der 
Hauptreiſezeit (30. Juni bis 5. September) der Dampfer „Kaifer“, der fih 
bewährt bat, als drittes Schiff eingeftellt. Der Betrieb wird mit Beginn 
der ſchönen Jahreszeit im Often, d. h. a m 4. Mai in Swinemünde 
eröffnet. Der ſehenswerte Reichskriegsbafen Kiel wird unter Ein- 
beziehung in den Durchgangsbetrieb bis zum Betriebsſchluß (Ende 
Oktober) wöchentlich einmal angelaufen. Auch Memel wird in der 
Hauptreiſezeit wieder angelaufen. Warnemünde und Binz 
werden in der Hauptreifezeit mehrmals wöchentlich angelaufen. Die 
alten Carifdergünſtigungen der Urlaubskarten, des ſchnell 
beliebt gewordenen Bahn-See-Carifs, ferner die Vergünſtigungen für 
Sefellfchaftsreifen. für Jugendgruppen, zur Königsberger Oſtmeſſe, für 
Kinderreiche ſowie der ſod-Mann-Carif b leiben beſtehen. Der 
Gepäck und Exprefgut-Carif wird beſonders im Gern- 
verkehr billiger geſtaltet. Auch der Verkehr zu den maleriſchen 
Inſeln Rügen und Hiddenſee wird durch Ermäßigung des Tarifs zwiſchen 
Warnemünde und Binz weiteren Kreiſen zugänglich gemacht. 


Made in Danzig. 

Der Danziger Senat bat eine für das Danziger Wirtſchaftsleben 
bedeutjame Verordnung erlaffen. Vom 1. April d. J. ab miffen 
alle im Gebiet der Steien Stadt hergeſtellten 
Waren, die im Inland zum Verkauf geſtellt werden, be ſonders 
gekennzeichnet ſein. Für die Danziger Wirtſchaft bedeutet 
das einen vermutlich recht wirkſamen Schutz gegen die zwar billigere 
aber zugleich auch meiſt ſchlechtere Konkurrenz aus Polen. Jeder Dan- 
ziger weiß, daß die gekennzeichnete Ware deutſche Qualitätsware iſt 
und daß er mit ihrem Kauf das heimiſche Wirtſchaftsleben unterſtützt. 
Die Bezeichnung nicht in Danzig hergeſtellter Waren als Waren 
Danziger Herkunft iſt ebenſo wie die Nicht kennzeichnung Danziger 
Waren unter Strafe geſtellt. j 


Ein Danziger in Polen verhajtet. 

„Der Danziger Vorpoſten“ berichtete über die Verhaftung 
eines Danziger Staats angehörigen namens Oskar 
Soenke in Polen. Soenke wurde am 24. November v. I., als 
er mit ſeiner Wirtſchafterin die polniſche Grenze bei Dirſchau über- 
ſchritt, feſtgenommen. Während die Wirtſchafterin am nächſten Cage 
wieder freigelaffen wurde, wurde Soenke feſtgehalten. Er befindet ſich 
ſeit zwei Monaten im Graudenzer Gefängnis. Trotz mehrfacher Inter- 
vention des Danziger Senates ilt über den Grund der Ver- 
haftung von polniſcher Seite nichts mitgeteilt 
worden. Dem Verteidiger Soenkes wurde weder Sprecherlaubnis 
nach Akteneinſicht geſtattet. Die Haftentlaſſung wurde trotz Kautions— 
angebot und trotz des plötzlichen Codes der Mutter des Verhafteten 
abgelehnt. Die diplomatiſche Vertretung Polens in Danzig behauptete 
ſelber nichts über die Gründe der Verhaftung zu willen. Sie teilte nur 
mit, daß es ſich anſcheinend um eine politiſche Affäre handle 
in die Soenke verwickelt ſei. Auf Danziger Seite wird dieſe Geheimnis 
tuerei der polniſchen Stellen ſehr peinlich und als eines auf Kultur 
Anſpruch erhebenden Staates unwürdig empfunden. Vor allem des- 
halb, weil die Danziger Regierung vor nicht langer Seit erſt einen 
polniſchen Volksangehörigen, der wegen landesverräteriſcher Umtriebe 


in Danzig beſtraft worden war, einem Wunſch der polniſchen Vertre 
entſprechend amneſtiert hat. e nn 


Aus Sozialdemokraten werden „Polen“. 

„Ver Danziger „Vorpoſten“ berichtete, daß der frühere Dan= 
iger ſozialdemokratiſche Senator Granz; Arcezynjki 
ſich an internationale Iuftanzen gewendet hat, um unter Berufung auf 
feine angebliche Zugehörigkeit zum polniſchen Volkstum materielle 
Forderungen gegenüber der Sreien Stadt Danzig durchzudrücken. Die 
SPD in Danzig ift von ihrem plötzlich poloniſierten Senator nicht 
abgerückt. Die „Volksſtimme“ veröffentlicht vielmehr Inſerate von 
feinem : Kolonialwarenladen. der auf Poſtkarten den Sirmentitel 
„Sranciſjſek Arczunſki“ führt. Auch der ehemalige ſozial⸗ 
demokratiſche Abgeordnete Wierczowjki hat fih jetzt 
zur polniſchen Minderheit bekannt. Er ilt polniſcher Sprachlehrer ge- 
worden und hat ſeine beiden Söhne bei der unter polniſcher Verwaltung 
ſtehenden Eifenbahn untergebracht. Ein früherer SPO -Sun k- 
tionär, der ſpäter zu den chriſtlichen Sewerkſchaften überging, 
Lelhkomfki, bat fih an die polniſche Staatsbahndirektion mit 
einem Geſuch gewandt, in dem er ſich darüber beſchwert, daß man ihn 
als polniſchen Arbeiter mit einem polniſchen Namen entlaſſen habe. 
Wir wünſchen den Polen zu dieſen neuen „Volksgenoſſen“ viel Glück! 


olks⸗ 
emen 


kann nur der fein, duech 
eine gemeinfame 
Führung des Lebens- 
kampfes die Erhaltung 
aller zu garantieren 


Adolf Aitler, 9. 10. 34 
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Zum Preisausſchreiben oſtmärkiſcher Lieder. 


Am 13. Jauuar tagte in Berlin das Preisgericht für die Wertung 
der oſtmärkiſchen Lieder, die aus dem Preisausſchreiben des Bundes 
Deutſcher Oſten und des Sängerbundes Ojtmark hervorgegangen find. 
Da keine Geldpreiſe, ſondern nur eine ideelle Wertung vorgeſehen 
war, wurde den ausgewählten Kompoſitionen gleichmäßig eine lobende 
Anerkennung zugedacht. Sie wurden damit für Aufführungen 
empfohlen. Dieſe lobende Anerkennung erhielten: 

1. Drei Volksmelodien, die von Erich Bleich in Schneidemühl 
in der Grenzmark geſammelt find, nämlich die Melodien zu: Kleiner 
Mann und große Frau; Die freien Handwerksgeſellen; Lied der 
ODreſcher. 

2. Zehn Lieder, die Neuſchöpfungen in Wort und Ton Jind, und 
zwar: Srenzlandlied: Verirrte die brennende Senſe 
fich nicht? Con von Fritz Steineck, Wort von Franz Mahlke. 
— Da unten im Tal. Ton von Fritz Steineck, Wort von Dr. 
Welt. — Das Jingende Herz. Con von Ditten, Cottbus— 
Schmelwitz, Wort von Karl Sievert. — Soldaten-Rame- 
raden. Con von Fechner, Goray bei Meſeritz, Wort von Herybert 
Menzel. — Lied der Oftmarkbauern. Con von Brähmig, Gr. 
Näſchen, Kr. Calau, Wort von Georg Oertel. — Mein Poſener 
Land. Ton von Alfred Weidt, Schneidemühl. Wort von Georg 
Kiesler. — Soldaten - Kameraden. Ton von Alfred Weidt, 
Schneidemühl, Wort von Herubert Menzel. — Es rinnt ein Bach 
zu Tale. Ton von Karl Gvoriſchk, Cottbus-Ströbitz, Wort von 
Dr. Schenk, Woldenberg. — Wir Bauern ſchaffen mit 
ſchwerer Hand. Ton von Karl Göriſchk, Cottbus-Ströbitz, Wort 
von Alfred Huggenberger. — Wir don der Weichſel und 
Warthe. Ton don Meuer- Menzel, Fraukfurt / Oder, Wort von 
Fr. K. Kriebel. 


3. Eine Kantate von Harry Batz ke, Grube Marga bei Senften- 
berg. Sie hat einen Kreis von zebn oſtmärkiſchen neuen Liedern ver- 
wandten Inhalts in einem geſchloſſenen Conwerk bearbeitet. 

Das Preisausſchreiben ging aus vom Bunde Deutſcher Often. 
Landesgruppe Oftmark, und dem Sängerbunde Oftmark. Sein Ziet 
war, das wertvolle, ſangbare, in Wort und Ton neuzeitliche Heimat- 
lied ſchaffen zu helfen. Der Aufruf dazu erging Ende Mai 1934. Er 
rief eine febr lebhafte Beteiligung hervor. Es gingen bis zum 
30. September 668 Gedichte ein. Ebenſo hatten fih 58 Conſetzer ge- 
meldet. Durch ein Jachverjtändiges Kollegium wurde aus der Fülle der 
Cexte eine Auswahl von 127 Liedern getroffen und an die Kompo— 
niſten ausgegeben. Darauf liefen bis zum 15. Dezember 373 Kom— 
poſitionen ein, die das oben genannte Rejultat erbrachten. Das Preis- 
ausſchreiben hat gezeigt, welch eine erfreuliche Fülle von poetiſchen 
und e Begabungen im ſtillen in unſerer Landſchaft 
tatig iſt. 

Der Bund Deutſcher Often und der Sängerbund Oftmark ſprechen 
allen, die ſich an dem Preisausſchreiben beteiligt haben, ihren herz— 
lichen Dank aus. Bei der letzten Auswahl und Prüfung mußte die— 
Kompoſition entſcheidend Jein. Daraus hat ſich ergeben, daß oft 
gute Texte nicht zur Geltung gekommen find. Eine Anzahl von 
Liedern hat überhaupt keinen Tonſetzer gefunden. Der Bund Deut— 
ſcher Often beabſichtigt darum, falls die Beteiligten zuſtimmen, die 
beſten Gedichte des eingeſandten Liedgutes in einem Bändchen im 
Druck zu veröffentlichen. Entſprechende Anfragen werden an die Ein— 
lender ergehen. Die Nückſendung der Texte und Tonjäte Joll in Kürze 
geſchehen. Andernfalls erfolgt eine beſondere Benachrichtigung. 
J. A.: H. Piſchke, 
Amtsträger im Bunde Deutſcher Often. 
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Perſönliches. 


Superintendent Alfmann⸗ Bromberg. 
Am 3. Februar begeht Superintendent Julius Aßmaun— 
Bromberg den 49. Jahrestag feiner Ordination. Seine geſamte 
Amtszeit hat der evangeliſchen Gemeinde Bromberg gehört, wo er 


zunächſt als Hilfsprediger und ſeit 38 Jahren als Pfarrer an der 


St. Paulikirche tätig iſt. Seit mehr als 15 Jahren verwaltet er auch 
als Superintendent die beiden Kirchenkreiſe Bromberg 1 und II. 

Superintendent Aßmann iſt am 5. Oktober 1868 in Poſen ge— 
boren, hat daſelbſt auch das Mariengumnaſium bejucht und ſpäter auf 
der Königsberger Univerſität ſtudiert. Ein Pfarrer, der vom Beginn 
ſeiner Amtszeit in derſelben Gemeinde tätig iſt, iſt ſowohl mit ihrem 
kirchlichen wie mit ihrem öffentlichen Leben aufs engſte verbunden. 
Superintendent Aßmann hat ſowohl das Aufblühen des kirchlichen 
Lebens in Bromberg, den Bau und die Einweihung neuer Kirchen in 
den Außenbezirken der Stadt und die Gründung von Anſtalten der 
Inneren Miſſion miterlebt, wie auch die zahlenmäßige Verminderung 
der Gemeinde in den letzten Jahren, die aber auch heute noch die 
größte Gemeinde des ganzen Kirchengebietes darſtellt, wie auch die 
beiden unter der Leitung von Superintendent Aßmann zuſammengefaßten 
Kirchenkreiſe den größten Verwaltungsbezirk eines Superintendenten 
im woſtlichen Polen bilden. Über fein eigentliches Pfarramt hinaus 
war Superintendent Aßmann beſonders tätig in der Arbeit des Cvan— 
geliſchen Bundes. 1919 wurde er als Vertreter von Bromberg in die 

eimarer Nationalverſammlung gewählt und war auch Abgeordneter 
des Preußiſchen Landtages in Berlin. In Bromberg gehört Super— 
intendent Aßmann zu den markanteften Perſönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens. Er hat ſich ſtets mit ſeltener Unerſchrockenheit, die auch den 
Gegnern Achtung abnötigte, für das Deutſchtum eingeſetzt. 


X 

Oberſt Marufzewfki — Wojewode von Poſen. 

Für den Grafen Raczynfki, der ſchon feit längerer Seit Bot- 
ſchafter in London ift, wurde der bisherige Wojewode von Carnopol, 
Oberſt Arthur Toma; Marufzemwfki, zum Wojewoden von Pofen 
ernannt. Marufzemjki wurde 1886 in Warſchau geboren. Er ſtu— 
dierte in Kaſan, Kiew und Krakau Rechtswiſſenſchaft. Seine 
politiſche Betätigung begann ſchon in der Schulzeit. Wegen Teilnahme 
am Schulſtreik wurde er 1905 aus der 8. Symnaſialklaſſe relegiert; das 
Reifezeugnis erlangte er als Gaſtſchüler eines ruſſiſchen Gymnaſiums in 
der Krim. 1910 wurde er Führer der geheimen polniſchen QM ili- 
tärorganiſation in Kiew. Im folgenden Jahre wurde er ver- 
haftet, zu drei Monaten Gefängnis verurteilt und anſchließend für drei 
weitere Jahre in das Gouvernement Bologda verbannt. 1912 kam er 
nach Krakau und trat dort in den Schützen verband Pilſudſkis ein. 
1916 wurde er in den Legionen zum Leutnant befördert und zum Kom- 
mandanten des Siedlcer Bezirkes der Militärorganiſation ernannt. Später 
war er in Szezupiorno interniert. Nach dem Umſturz trat er ins 
polniſche Heer ein, befuchte die Kriegsſchule, tat Dienſt in der Organi- 
ſationsabteilung des Generalſtabes und wurde zum Grenzſchutzkorps als 
Stabschef, ſpäter als Regimentskommandeur verjett. 1932 erfolgte ſeine 
Beförderung zum Oberſt, 1935 feine Ernennung zum Wo je woden 
von Carnopol. Mit Marußemfki ift nun auch der Poſener Woje- 
wodenpoſten mit einem Mann aus der engeren Umgebung des Marſchalls 


Pilſudſki, einem Kongreßpolen, beſetzt worden. Es wird zu den Aufgaben 
des neuen Woſewoden gehören, die Nationaldemokratie ir 
dieſem Gebiet zu liquidieren. l 


* 
Prälat Antoni Stychel f. 

Am 13. Januar ſtarb in Poſen der Prälat Antoni Stychel, der 
frühere Vizemarſchall des Verfaſſunggebenden Sejms, der vor und 
während des Krieges dem Preußiſchen Landtage und dem Reichstage 
als polniſcher Abgeordneter und Vertreter des Wahlkreiſes Schrimm- 
Schroda angehört hat. 1859 geboren, hatte er nach Beendigung des 
Gumnaſiums in Poſen die Cechniſche Hochſchule in Berlin -Char- 
lottenburg beſucht, ſodann Theologie in ünrzburg und 
Gneſen ſtudiert, wo er zum Prieſter geweiht wurde. In der Polen— 
bewegung hat der verſtorbene Prälat vor dem Kriege eine hervor- 
ragende Volle geſpielt. 

K* 

Geburtstage: Otto Merkel, fr. Kreis Hohenſalza (Poſen) und 
Kreis Briefen (Weſtpreußen) jetzt in Waldenburg-Altwaſſer, Breslauer 
Straße 11 (Schleſien) am 20. Dezember 1934, 50 C.; Poſtſekretär a. D. 
Otto Kühn in Erkner bei Berlin, Gartenſtr. 1, fr. Schmiegel und 
Dofen, am 6. Februar 60 J. (Gründer der Ortsgruppe Breslau des 
ehemaligen Deutſchen Oſtbundes und Mitbegründer ſowie langjähriger 
Vorſitzender des L. V. Schleſien des D. O. 

SGeſtorben: Finanzinſp. Amandus Wiegert in Berlin-Cempel- 
hof, Badener Ring 32b, fr. Poſen, am 4. Januar, 56 8 : 

Silberne Hochzeit: Kaufmann Alwin Preuß und Frau Johanna 
geb. Nahn. am 8. Februar, in Berlin W. 35, Potsdamer Str. 26, fr. 
in Leſſen, Kreis Graudenz (Wpr.). 


Landwirtstochter Brob., 9000 RM Vermögen und 
Ausſt., wünſcht ſoliden Herrn (über 38 Jahre) mit ſicherer Exi⸗ 
ſtenz kennenzulernen. Offerten unter Nr. 3157 an das Oſtland. 


Am 8. Januar 1035 verſchied unerwartet im 78. Lebensjahre 
mein lieber, guter Mann, unfer treuſorgender Vater, Großvater, 
Bruder und Onkel, Herr Oberſtadtbauführer i. N. 


Reinhold Wiedemann 


früher in Pojen, zuletzt Glogau, Mühlſtraße 8. 


Dies zeigen in tiefer Trauer an 
Hedwig Wiedemann, geb. Specht 
Klara Wiedemann 
Slogau, Mühlſtraße 8 
Erich Wiedemann, Dipl.-Ing. 
Herta Wiedemann, geb. Patett 
Dietrich, Ulrich und Joachim Wiedemann 
als Enkelkinder 
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